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ineein Nr. 15.

9*rn Die Friedens arbeit der ruſſiſchen Revo-
nei l1ntion iſt in Gefahr, ſich in eine Sackgaſſe zu ver-

u uieren. Die Jdeen wogen in Rußland bunt durcheinander,
und das lebendige Friedensbedürfnis der Maſſen, dem ent-
gezenzukommen die praktiſche Aufgabe des Sozialismus
iſt, wird durchkreuzt von theoretiſchen Erwägungen, deren
hohen Schwung zu verkennen wir die letzten ſind, deren

all en Wert für die praktiſche Friedensarbeit der Gegenwart leider
Gega aber als ein Negativum gebucht werden muß.

Reſt Die Frage, um die es ſich für die ruſſiſche Revolution
An bandelt, iſt die: Soll ohne Umwege der Friede angeſtrebt

geſet werden, wie er bei der gegenwärtigen wirtſchaftlichen und
volitiſchen Struktur der europäiſchen Geſellſchaft zu haben
iſt, oder ſoll das Ziel ſein der Friede durch die

ſoziale Revolution

in Rußland?

Daß die zweite Löſung uns Sozialiſten rein gefühls-
mäßig die ſympathiſchere iſt, verſteht ſich von ſelbſt. Sie
ſchlägt ja ſozuſagen zwei Fliegen mit einer Klappe, ſie

bringt uns den Frieden und den Sieg des Sozialismus.
Verſtandesgemäß aber, auf Grund nüchterner praktiſcher
Erwägungen, werden wir uns für die erſte Löſung ent-
ſcheiden müſſen. Denn der Friede iſt ja das Allernächſte,
was wir brauchen, die Arbeit für ihn duldet keine Verzöge
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ndiſchen rung. Eine ſolche Verzögerung von unabſehbarer Dauer
v tritt aber ein, ſobald man die Friedensfrage mit der Frage
bitter J der ſozialen Revolution unlöslich verquickt.

„Forde- r 4etetligen. Die Ruſſen ſind auch im Jrrtum, wenn ſie glauben, daß
erne eng in ihrem eignen Lande der endgültige Sieg der ſozialen
rne des Revolution geſichert ſei und daß die andern Völker Europas

nur das ruſſiſche Beiſpiel nachzuahmen brauchten, um in
ganz Europa die Herrſchaft des Sozialismus und damit den
dauernd geſicherten Frieden aufzurichten. Rußland iſt
einſtweilen ſichtbar nur auf dem Wege zur demokra-
tiſchen Republik. Dieſen Weg hat es betreten, aber noch
nicht beendet. Die Arbeiter- und Soldatenräte, die Ruß-
land zurzeit beherrſchen, ſind der Ausdruck einer ſiegreichen
revolutionären Bewegung, aber nicht die Vertretung einer
geordneten Demokratie. Dieſe geordnete Demokratie
ſoll erſt und wird hoffentlich wenn keine Rückſchläge ein-
treten durch die im Herbſte zu wählende Konſtituante ge
ſchaffen werden.
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Halle, Montag den 18. Juni 1917.

Eine Gewißheit, daß Rußland von den ſozialiſtiſchen
Parteien dauernd und im ſozialiſtiſchen Geiſte regiert wer-
den wird, iſt noch nicht gegeben. Gerade in Rußland tür-
men ſich der Umwandlung der kopitaliſtiſchen Geſellſchaft
in eine ſozialiſtiſche ungeheure Schwierigkeiten entgegen,
zum Teil wegen der wirtſchaftlichen Zurückgebliebenheit
eines großen Teiles des Landes, zum Teil durch die Un-
wiſſenheit der Bevölkerung, ganz beſonders aber durch den
Umſtand, daß der

Kampf gegen den Kapitalismus
in Rußland infolge der ungeheuern Verſchuldung des Lan-
des mehr ein internationakes als ein inneres nationales
Problem darſtellt. Rußland war vor dem Kriege von deut-
ſchem, engliſchem, franzöſiſchem, belgiſchem Kapital be-
herrſcht. Es wird nach dem Kriege mehr denn je von frem-
dem Kapital, beſonders von engliſchem und amerikaniſchem,
beherrſcht ſein. Darüber, wie ſich die ſozialiſtiſchen Führer
Rußlands dieſen Kampf gegen das internationale Kapital
vorſtellen, iſt bisher noch nichts in die Oeffentlichkeit ge-
drungen.

Was in Rußland erreicht iſt, das iſt alſo leider
nicht der Sieg des Sozialismus,

ſondern nur der Sieg der ſozialiſtiſchen Parteien durch die
Revolution, den die erſt zu ſchaffende Demokratie beſtätigen
foll und hoffentlich beſtätigen wird. n

Die Nachahmung des ruſſiſchen Beiſpiels durch die an
dern europäiſchen Staaten würde alſo keineswegs die all
gemeine ſoziale Revolution bedeuten, ſondern höchſtens
einen auf der Straße, durch Maſſenſtreik uſw. erkämpften
Sieg der ſozialiſtiſchen Parteien, der ihnen für den
Augenblick das Staatsruder in die Hände geben würde. Ein
auf ſolche Weiſe erkämpfter Sieg der ſozialiſtiſchen Par-
teien während des Krieges iſt aber außerhalb Rußlands in
keinem Lande Europas zu erwarten.

Was zunächſt die deutſchen Verhältniſſe betrifft, ſo ſteht
die deutſche Sozialdemokratie mindeſtens ſeit einem Men-
ſchenalter auf dem Standpunkt, den Friedrich Engels in
der berühmten Vorrede zu den „Klaſſenkämpfen in Frank-
reich“ in klaſſiſcher Weiſe formuliert hat. Sie erſtrebt die
Herrſchaft des Proletariats im Staate

nicht durch einen gelungenen Handſtreich,

ſondern durch die Macht der Demokratie, des all-
gemeinen, gleichen, geheimen und direkten Stimm-

t u Das Memorandum, das die deutſche Sozialdemokratie
v Stockholm überreicht, hat folgenden Wortlaut:
d zahl Die deutſche Sozialdemokratie erſtrebt einen Frieden
20 Po er VPerſtändigung. Wie ſie die Gewähr der politiſchen,
get irtſchaftlichen und kulturellen Entwicklungsfreiheit des eignen
winnn oltes fordert, ſo verurteilt ſie auch die Vergewaltigung der Le-

nsintereſſen der andern Völker. Nur ein ſolcher Friede trägt
e Gewähr der Dauer in ſich, nur er ermöglicht es den
ölkern, die Atmoſphäre feindſeliger Spannungen zu überwinden
id alle ihre Kräfte in den Dienſt des ſozialen Aufſtiegs und der
ung höchſter nationaler und menſchheitlicher Kultur zu
len.

Von dieſer allgemeinen Zielſetzung aus haben wir dem
rſchlag des Petersburger Arbeiter und Soldatenrats auf

J. Frieden ohne Annexionen und Kontributionen
if der Grundlage nationaler Selbſtbeſtimmung unſre Zu
inmung gegeben. Daraus ergibt ſich unſre Stellung-
hme zu den Eingelpunkten wie folgt:

1. Annexionen: Wir ſind Gegner gewaltſamer Ge-
etsaneignungen. Bei Grenzveränderungen auf Grund
derſeitiger Verſtändigung muß der betroffenen Bevölke-
g, ſoweit ſie das Verbleiben bei dem alten Sigateverband
nſcht, die rochtliche und wirtſchaftliche Möglichkeit der Umſied
s geſichert werden.

Mit der Verwerfung aller gewaltſamen Annerxionen iſt

ſelbſtverſtändlich auch die Rückgabe entriſſener Kolonien
gefordert.

2. Kriegsentſchädigungen: Die Aufzwingung einer Kriegs-
entſchädigung iſt zu ver werfen. Sie wäre auch nur nach voll
ſtändiger Niederſchlagung einer der kriegführenden Parteien zu
erreichen. Tag weitern Kampfes gber erhöht die
Summe der

Jeder

Opfer an Gut und Blut
für beide Teile ſo gewaltig, daß ſchon aus dieſem Grund eine
Hinauszögerung des Friedens, um Entſchädigungen zu erzwin-
gen, nicht zu verantworten wäre. Die ökonomiſche Verſtlavung
cines Voltes durch das andre würde ber auch einen dauern-
den Frieden unmöglich machen.

8. Wiederherſtellung: Soweit mit dieſer Frage die poli-
t i ſche Wiederherſtellung, das heißt die Wiederaufrichtung der
ſtaatlichen Unabhängigkeit gemeint iſt, beantworten wir ſie
mit j a.

Ablehnen müſſen wir dagegen den Gedanken einer ein-
ſeitigen Verpflichtung zur Wiederherſtellung von Zerſtörun-
gen in den vom Kriege betroffenen Gebieten. Dieſe Schäden
ſind auf allen Kriegsſchauplätzen von Freund und Feind
bei Vorſtößen oder Rückzügen, zum Teil als unmittelbare Wir-
kung des Feuerkampfes, zum Teil als mittelbare Maßnahme zur
militäriſchen Sicherung erfolgt. Eine nachträgliche Feſtſtellung
des Urſprungs der einzelnen Zerſtörungen und Prüfung auf ihre

1. Jahrgang.

Der Weg zum Frieden.
rechts. Nach ihrer demokratiſchen Auffaſſung hat eine
Partei, die erſt ein Drittel aller Wähler muſtert, nicht das
theoretiſche Recht und wohl auch nicht die praktiſche Mög-
lichkeit ſich zur alleinigen Beherrſcherin des Staats-
weſens aufzuwerfen. Aehnlich liegen die Dinge in den an-
dern Staaten Europas, namentlich in England und in
Frankreich, wo von einem revolntionären Machtwillen des
Proletariats im Sinne des ruſſiſchen Beiſpiels nicht im
entfernteſten die Rede ſein kann.

Die ſozialiſtiſchen Parteien haben in ganz Europa, vor
allem ouch in Deutſchland, für die Zukunft die allerbeſten
Ausſichten. Es iſt durchaus nicht unwahrſcheinlich, daß
man ſie nicht lange nach dem Krieg infolge geſteigerter
Wahlerfolge tatſächlich an der Herrſchaft ſehen wird. Ob
dieſe Herrſchaft dann dauernd und ohne jeden Rückſchlag
aufrechtzuerhalten ſein wird, das wird niemand zu propho-
zeien wagen. Auch die Anwendung ſozialiſtiſcher Prinzi-
pien wird die Welt nach ihrer grauenhaften Verelendung
durch den Krieg nicht auf einmal in einen

Zuſtand allgemeiner Glückſeligkeit

verſetzen können. Gärende Unzufriedenheit wird es dann
unter einer je den Regierung geben, auch unter einer ſo-
zialiſtiſchen. So iſt der endgültige Sieg des Sozialismus
nichts, was inmitten des Krieges oder auch unmittelbar

mach Abſchluß des Krieges mit untrüglicher Gewißheit er
reicht werden könnte.

Wollten alſo die ruſſiſchen Sozialiſten denFriedensſchluß
bis zu dem Zeitpunkt vertagen, zu dem der Sozialismus als
wirtſchaftliches Prinzip oder auch nur als parteipolitiſche Or-
ganiſation in allen Ländern geſiegt haben wird, ſo hieße das
in Wirklichkeit den Krieg endlos verlängern.
Unſer Ziel muß es vielmehr ſein, die in jedem Lande herr-
ſchenden Klaſſen und die zurzeit am Ruder befindlichen Re
gierungen durch die Macht der internationalen ſozialiſti-
ſchen Friedensbewegung an den Konferenztiſch zu zwingen
Auch dies iſt eine ſehr große und ſehr ſchwere Arbeit, der
namentlich in England und Frankreich noch gewaltige Hin
derniſſe im Wege ſtehen. Aber es iſt eine Arbeit, die bei
Anſtrengung aller Kräfte in abſehbarer Zeit geleiſtet wer-
den kann.

Die Parole muß alſo lauten: Nicht über den Sozialis-
mus zum Frieden, ſondern über den Frieden zum

militäriſche Berechtigung hin erſcheint uns ungemein ſchwierig.

Sozialismus!

nſer Friedensprogramm.
Eine einſeitige Schadenerſatzpflicht wäre nichts andres als einc
Kriegsentſchädigung in verfchleierter Form.

Für Staaten, dic aus eigner Kraft ihr durch den Krieg
zerſtörtes Wirtſchaftsleben nicht wieder aufbauen können, kann

internationale finanzielle Hilfe
auf Grund gegenſeitiger Vereinbarung vorgeſechen werden.

Jm übrigen betrachten wir Sozialiſten die Zerſtörung von
privatem Eigentum nur als den geringſten Teil des ange-
richteten Schadens. Der größte Verluſt, der die Menſchheit be
troffen hat, die Vornichtung von Menſchenleben, von
Arbeitskraft und Menſchenglück läßt ſich nicht erſetzen.

4. Selbſtbeſtimmungsrecht der Nationen: Wir verſtehen
unter dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Nationen das Recht der
Völker auf Aufrechterhaltung oder Neuaufrichtung ihrer
politiſchen Unabhängigkeit.

Als erſte Gruppe kommen hier die Staaten in Betracht, die
wie Belgien ſowie Serbien und andre Balkanſtaaten ihre
Unabhängigkeit in dieſem Kriege verloren haben.

Wir ſind für die
Wiederherſtellung eines unabhängigen Velgiens.

Belgien ſoll weder ein Vaſallenſtagt Deutſchlands
noch Englands oder Frankreichs werden.

Hinſichtlich Serbiens und der andern Bualkanſtaaten
ſchließen wir uns dem von unſern öſterreichiſchen Genoſſen Ge
ſagten ap,
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Vine zweite Gruppe, für die das Selbſtbeſtimmungsrecht der
Nationen in Frage kommt, bilden diejenigen Völker, die ihre ehe-
malige Selbſtändigkeit verloren hotten, durch die Ereigniſſe
dieſes Krieges aber von der fremden Oberherrſchaft ſich be
freit ſehen. Das trifft zu für Kongreßpolen und Finn-
land. Die Anerkennung des Rechtes der Selbſtbeſtimmung darf
ihnen nicht verſagt werden. Bei andern fremdſtämmigen
Gekieten iſt, ſoweit eine ſtaatliche Unabhängigkeit nicht in Frage
kommt, mindeſtens Autonomie zur Entfaltung des eig-
en nationalen Lebens zu gewähren.

Eine dritte Gruppe bilden die ehemals ſelbſtändigen
Völker gehobener Kultur, die früher das

Opfer imperialiſtiſcher Unterwerfung

deren ſtaatsrechtliche Zugehörigkeit aber durch
dieſen Krieg keine Aenderung erfahren hat. Hierher gehören:
Jrland, Aegypten, Tripolis, Marokko, Jndien,
Tibet, Korea und andre Länder ehemaligen eignen ſtaat-
lichen Lebens. Die deutſche Sozialdemokratie bringt den Be-
ſtrebungen aller dieſer Völker auf Wiedererlangung ihrer natio-
nalen Freiheit die größte Sympathie entgegen und würde
es begrüßen, wenn die Sozialiſten der jene Länder
beherrſchenden Staaten ihre Stimme zugunſten der
Befreiung jener Nationen vom Drucke der Fremdherrſchaft er-
heben wollten.

5. Autonomie der Nationalitäten: Soweit hierunter die
kulturelle Autonomie der innerhalb eines größern
Staats verbandes eingegliederten fremdſprachigen Teile
gemeint iſt, wird die deutſche Sozialdemokratie gemäß ihrer ſeit-

herigen Stellung auch fernerhin für deren weitherzigſte
SEinräumung eintreten. Für das Deutſche Reich kommen
hier die Anſprüche unſrer in Nordſchleswig, Poſen und
Weſtpreußen ſowie in Elſaß-Lothringen wohnenden
Mitbürger, däniſcher, polniſcher und franzöſiſcher Mutterſprache
in Betracht. Wir verurteilen auf das ſchärfſte jede Be
einträchtigung im Gebrauch der Mutterſprache ſowie
ſonſtige Behinderung der freien Pflege ihrer beſondern
nationalen Eigenart und Kultur, ſolche in das Gebiet
eines Staates übergreifenden Teile andrer Nationen ſollten nicht
Hemmungen und Hinderungen wechſelſeitiger freundnachbar-
licher Beziehungen bilden, ſondern

Verſtändigungsbrücken von Volk zu Volk,

von Kultur zu Kultur ſein. Die Herbeiführung wahrer demo-
kratiſcher Zuſtände in allen Ländern wird die Erreichung dieſes
Zieles ermöglichen.

Was die Verhältniſſe der verſchiedenen Nationalitäten
innerhalb des öſterreichiſch- ungariſchen Staatsver-
bandes betrifft, ſo ſchließen wir uns auch hier dem von unſern
öſterreichiſchen Parteigenoſſen Geſagten an.

6. Elſaß-Lothringen: Was das in dem Fragebogen des
Komitees unter Nationalitäten mit aufgezählte Elſaß-Lothringen
anlangt, ſo iſt zunächſt zu ſagen, daß Elſaß-Lothringen niemals
weder ein ſelbſtändiges nationgales Stagatsweſen
war, noch überhaupt als eine beſondere Nationalität
angeſehen werden kann. Seiner ethnographiſchen Natur nach,
das heißt nach Abſtammung und Sprache iſt die Bewohnerſchaft
Elſaß-Lothringens zu beinahe neun Zehnteln deutſcher
Nationalität. Nur 11,4 Prozent der Bevölkerung ſprechen
Franzöſiſch als Mutterſprache.

ElſaßLothringen gehört weiterhin auch nicht zu den Ge-
bieten, die durch den Gang des Krieges ihren Beſitzer gewechſelt
haben; es iſt, von einem ſchmalen Grenzſtreifen abgeſehen, im
Machtbereich des deutſchen Staates geblieben. Die Aufrollung
der Frage ſeiner ſtaatlichen Zugehörigkeit iſt alſo auch von dieſem
Geſichtspunkt aus nicht zu begründen.

Die urſprünglich ſtaatsrechtlich wie ethnographiſch zu
Deutſchland gehörigen elſaßlohtringiſchen Gebiete ſind neben
andern Gebieten von Frankreich ſeinerzeit auf dem Wege
gewaltſamer Annerion aus dem Verband des Deutſchen Reichs
herausgeriſſen worden. Durch den Frankfurter Frieden
1871 erhielten ſie die urſprüngliche Staatszugehörigkeit wieder.
Es iſt ſonach gänzlich ungerechtfertigt, von einem
hiſtoriſchen Rechte Frankreichs auf dieſe Gebiete zu
ſprechen. Die gewaltſame Erzwingung einer Rückgabe Elſaß-
Lothringens wäre nichts andres als eine Annexion und zudem

geworden ſind,

Annexion fremmdſprachigen Gebiets durch Frankreich.

Sie iſt ſomit gemäß dem Grundſatz eines Friedens ohne An-
nexionen abzulehnen.

Die deutſche Siardemot ratie fordert für die Elſaß-
Lothringer die Gewährung voller Gleichberech-tigung als ſerbtandiger Bundesſtaat innerhalb
des Deutſchen Reiches ſowie den freiheitlichen demo-
kratiſchen Ausbau ſeiner innern Geſetzgebung und W
waltung. Sie hat dies zuletzt in einer Beſchlußfaſſung des
Jenger Parteitags von 1913, die von elſaß-lothringiſchen Ge-
noſſen eingebracht war, feſtgelegt. Mit der Reglung der elſaß-
lothringiſchen Frage in dieſem Sinne bundesſtaatlicher Gleich-
berech:igung und weiteſtgehender innerpolitiſcher Autonomie
haben ſich auch vor dem Kriege die franzöſiſchen Par-
tei genoſſen einverſtanden erklärt. Dieſe Reglungſ e
entſpricht zußerdem den wiederholt und noch neuerdings kund-

direkten und geheimen Wahlen hervorgegangenen elſaß-loth-
ringiſchen Volksvertretung.

Der Grundſatz eines Friedens ohne Annexion ſchließt
freundſchaftliche Vereinbarungen über Grenzberichtigungen, wo
ſie auch immer ſeien, natürlich nicht aus.

II. Hanptgrundzüge internationaler Vereinbarnngen
Das Recht eines jeden Volkes auf politiſche Unabhängigkeit

und wirtſchaftliche Entwicklungsfreiheit kann unter Beachtung
der berechtigten Lebensintereſſen aller Völker nur dann dauernd
garantiert werden, wenn es in den Friedensverträgen gelingt,
das künftige Völkerrecht in ſeinen Grundzügen feſt-
zulegen. Aufgabe der kommenden Friedensjahre wird es
dann ſein, das Staatsrecht, das Arbeiterrecht, das bürgerliche
Recht, das Handelsrecht international nach einheitlichen Grund-
ſätzen auszubauen, mit dem Ziel, eine immer engere Rechts-,
Wirtſchafts- und Kulturgemeinſchaft der Völker zu ſchaffen.

1. Völkerrechtliche Beſtimmungen: Bereits in den Kriegs-
ziel-Leitſätzen, die der Parteiausſchuß und die Reichstagsfraktion
der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands am 16. Auguſt 1915
aufgeſtellt haben, iſt die Erſtrebung eines durch

internationale Rechtseinrichtung

dauernd geſicherten Weltfriedens als höchſtes ſittliches Pflicht-
gebot gefordert.

Jn Uebereinſtimmung mit den Beſchlüſſen des Kopenhagener
internationalen ſozialiſtiſchen Kongreſſes von 1910 fordern wir
im einzelnen durch die Friedensverträge die Anerkennung eines
internationalen Schiedsgerichts, dem alle Streitig-
keiten zwiſchen den einzelnen Staaten vorzulegen ſind.

Zur Verhinderung der Verletzung völkerrechtlicher
iſt eine überſtagtliche Rechtsorganiſation zu ſchaffen.

2. Abrüſtung und Freiheit der Meere: Jn die Friedens-
verträge ſind Aomachungen über eine Rüſtungsbegren-
zung zu Waſſer und zu Lande aufzunehmen. Das Ziel der
Abmachungen muß die Schaffung eines Volksheeres
ſein zur Verteidigung des Landes gegen kriegeriſche Angriffe und

gewaltſame Unterdrückungen. Für die einzelnen Waffen-
gattungen dieſes Volksheeres iſt die Dienſtzeit durch internatio-
nalen Vertrag möglichſt kurz zu bemeſſen.

Die im Kriege zuläſſigen Kriegsmittel ſind vertraglich zu
beſchränken. Die Rüſtungsinduſtrie iſt zu verſtaat-
liche n. Die Lieferung von Waffen und Munition aus neu-
tralen Staaten an kriegführende Mächte iſt international zu
verbieten. Das Seebenterecht iſt zu beſeitigen
Die Bewaffnung von Handelsſchiffen iſt zu verbieten. Die für
den Weltverkehr wichtigen Meerengen und interozeaniſchen
Kanäle ſind unter internationale Kontrolle zu ſtellen.

Für die Sicherung des Welthandels während eines Krieges
ſind wirkſame Garantien zu ſchaffen. Der Begriff der Bannware
iſt international feſtzulegen. Rohſtoffe zur Bekleidung und Nah-
rungsmittel ſind von der Bannwarenliſte auszuſchließen. Das
Privateigentum iſt gegen Eingriffe der Kriegführenden ſicher-
zuſtellen. Der Poſtverkehr zwiſchen Kriegführenden und
Neutralen und den Neutralen untereinander iſt auch im Kriegs-
falle zu ſichern. Der Begriff der Blockade iſt neu feſtzuſetzen.

3. Wirtſchafts und ſozialpolitiſche Fragen: Damit die
Wiederannäherung der Völker

nicht gehemmt wird, ſind in die Friedensverträge Beſtimmungen
aufzunehmen, die Sicherheit dagegen gewähren, daß der
Kricg als Wirtſchaftskrieg fortgeſetzt wird.

Durch die Friedensverträge muß die Verkehrsfrei-
heit zu Lande und zu Waſſer wiederhbergeſtellt werden.

Das Schutzzollſyſtem iſt abzubauen. Jn die Frie-
densverträge iſt die Meiſtbegünſtigungsklauſel aufzunehmen.
Das handelspolitiſche Ziel muß die Beſeitigung aller Zoll- und
Verkehrsſchranken bleiben.

Für die Kolonien iſt die „offene Tür“, das heißt gleiches
Recht für wirtſchaftliche Betätigung aller Völker, feſtzulegen.

Jnternationale Freizügigkeit, Koalitionsrecht, Arbeiter-
ſchutz, Arbeiterverſicherung, Arbeiterinnen- und Kinderſchutz und
Heimarbeit ſind nach dem bekanntgegebenen Programm des
Jnternationalen Gewerkſchaftsbundes zu regeln.

4. Abſchaffung der Geheimdiplomatie. Wir fordern die
Unterwerfung aller Staatsverträge und zwiſchenſtaatlichen Ver-
einbarungen unter die demokratiſche Kontrolle der Volksver-
tretungen.

III. Praktiſche Verwirklichung dieſer Ziele.
Wir beziehen uns auf unſre Darlegungen zu I und II. Jm

Intereſſe eines baldigen Friedens ſcheint es uns dringend ge-
boten, in erſter Linie die wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen

Verträge

Fragen zu erörtern. JStudienkommiſſionen können zweifellos wertvolle
Vorarbeiten für fruchtbringende Auseinanderſetzungen über die
ökonomiſchen und nationalen Probleme leiſten. Es darf jedoch
nicht verkannt werden, daß es ſich für den internationalen Sozia-

lismus um die
möglichſt ſchnelle Herbeiführung des Friedens

handeln muß. Dieſer kann nach unſrer Ueberzeugung als ein
Verſtändigungsfrieden auf der Grundlage: Keine An-
nexionen, keine Entſchädigungen“ erreicht werden,

IV. Aktion der Jnternationalen.
Die europäiſchen Neutralen ſind ausnahmslos

durch den Krieg in mehr oder weniger große Mitleidenſchaft ge-
zogen worden. Sie alle haben ein Intereſſe am baldigen Frie
den. Sie ſind deshalb bei der Neureglung wirtſchaftlicher, ſozial-
politiſcher und rechtlicher Fragen internationaler Art heran
zuziehen.

Die Mitarbeit der erwählten Volksver-
tretungen erſcheint als eine Selbſtverſtändlichkeit,
Angeſichts der Erfahrungen, die das Proletariat aller am Kriege
beteiligten Länder mit den Parlamentsmehrheiten im bisherigen
Verlauf des Krieges gemacht hat, wird deren Mitarbeit freilich
nur dann kriegsverkürzend ſein, wenn die ſozialiſtiſchen Parteien
mit aller ihnen zu Gebote ſtehenden Kraft wie auf ihre Regie-
rungen ſo auch auf die Parlamente im Sinne der baldigen Her-
beiführung des Friedens wirken.

Damit ſind auch gleich die
Mitarbeit der Juterrakionale
Friedensver handlungen hinreichend beantwortet. D
Einwirkung der ſozialiſtiſchen Parteien auf die Regierungen, die
Voltsvertretungen und auf die offizielle Friedenskonferenz muß
ſeitens der ſozialiſtiſchen Parteien aller kriegführenden Länder
immer ſtärker werden.

V. Tätigkeit der ſozialiſtiſchen Parteien für den Frieden.
Damit kommen wir zu der Frage, wie auf Antrag der

deutſchen Delegation am 7. Juni dem Fragebogen noch hinzu
gefügt worden iſt: Bericht jeder Delegation über die
Arbeit ihrer Partei

zugunſten eines dauerhaften
Der Vorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands

hat in zwei Heften eine „Sammlung der Erklärungen, Aufrufe
und Reichstagsreden“, in denen die Stellung der Partei zum
Krieg und zu den Friedenszielen dargelegt wird, herausgegeben.
Jn dieſer Dokumentenſammlung wird der Beweis geführ., daß
die ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands,
die gleich allen andern ſozialiſtiſchen Parteien grundſätzlich
auf dem Boden der Landesverteidigung ſteht, für den
Friedensſchluß ſeit dem erſten Tage des Krie-
ges gewirkt hat, und daß ſie für einen Verſtändigungs-
frieden keine andre Vorausſetzung kennt, als die

Bereitſchaft auch der Gegner

zu einem ſolchen Frieden. Mit den in der Sammlung ange-
führten Parlamentsreden, Aufrufen und Erklärungen hat ſich
die ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands bei ihrer Friedens
arbeit aber nicht begnügt. Sie hat in allen Teilen des Reiches
Friedensverſammlungen abgehalten, auch im ganzen Reiche Pe
titionen verteilt und unterzeichnen laſſen, in denen unter ſtrikter
Ablehnung aller Eroberungspläne die Bereitſchaft der Regierung
zu Friedensverhandlungen verlangt wurde.

Dieſe Friedensarbeit iſt von großem Grfolg beglkeitet
geweſen. Erfolglos dagegen waren leider die Verſuche der ſo
zialdemokratiſchen Partei Deutſchlands, die zerriſſenen Fä-
den mit den ſozialiſtiſchen Parteien Englands und Frankreichs

wieder anzuknüpfen.
Die Arbeit für den Frieden kann nur dann Erfolg

verſprechen, wenn ſie gleichzeitig auf beiden Seiten
unternommen wird. Das könnte geſchehen und hätte unſers Er-
achtens längſt geſchehen müſſen, ohne daß auf der einen Seite
von der andern etwas verlangt worden wäre, was einer

Preisgabe der Sache des eignen Volkes
gleichgekommen wäre. Wir ſollten auf allen Seiten ausſprechen,
daß wir nur die Pflicht haben, das eigne Volk zu ver-
teidigen, nicht aber die Aufgabe, andre Völker für die wir
lichen oder vermeintlichen Verbrechen ihrer Regierungen zu züch-

tigen. Jn dieſem Sinne hat die ſozialdemokratiſche Partei
Deutſchlands ununterbrochen gewirkt.

weiteren Fragen betreffen
während der

d

Die

Friedens.

VI. Allgemeine ſozialiſtiſche Konferenz.
Wir ſind ohne Vorbehalt zur Teilnahme an einer

allgemeinen ſozialiſtiſchen Friedenskonferenz bereit, weil wi
es für die ſelbſtverſtändliche Pflicht eines jeden Sozialiſten hal
ten, für den Frieden zu wirken.
das Verhalten der ſozialiſtiſchen Parteien wird ſehr vereinfacht
werden, wenn alle Sektionen in der von uns gewählten Fo
eine Sammlung der Dokumente über ihve Tätigkeit für den Frie
den unterbreiten würden.

Von einer Erörterung der Schuldfrage, der wir nicht
aus dem Wege gehen, können wir uns eine Förderung
Zweckes der Konferenz nicht verſprechen. Es kann ſich nicht
darum handeln, über Vergangenes zu ſtreiten, es muß ſich viel
mehr darum handeln, über das Zukünftige ſich zu verſtändige
nämlich über die möglichſt ſchnelle Herbeiführung eines dauern
den, unſern Grundſätzen und Jdealen entſprechenden Friedens

Gegen die Teilnahme aller ſozialiſtiſchen Minder
heitsparteien an der allgemeinen Konferenz haben wit
nichts einzuwenden.

Stockholm, den 12. Juni 1917.
Die Delegation der Sozialdemokratie Deutſchlands.

Fr. Ebert. Scheidemann. Herm. Müller. Molkenbuhr.
gegebenen Willensäußerungen der aus allgemeinen, gleichen,

Was der Krieg bringt.
Der Seekrieg.

Durch ein Flugzeug verſenkt. Wie der
deutſche Admiralſtab mitteilt, griff ein deutſches Marine-
flugzeug am 14. Juni nachmittags vor der Themſe-
mündung einen größeren Dampfer an und ver-
ſenkte ihn.

Verſenkt.
dä niſchen Schiffe

„Maashode“ ſind
„Lillny“. das hrwediſ

Nach dem
„Hafnia“ und

ohne daß zuvor beſondere Studienktommiſſionen eingeſetzt werden.

Schiff „Ada“ und die norwegiſchen Schiffe „Ybla“,
„Breid“ und „Tordenoore“
worden. Der norwegiſche
der von Nordamerika nach Rotterdam fuhr,

eine Mine gelaufen iſt.
e

zum Sinken gebracht
Dampfer „John Bakke“,

iſt in der Stellung zu der Mitteilung des Präſidenten Wilſon a
Nordſee geſunken. Die Bemannung iſt in Lerwick gelandet.
Es iſt noch nicht bekannt, ob das Schiff torpediert oder auf Vereinigten Staaten bei

Ed. David. R. Fiſcher. Saſſenbach. G. Bauer. C. Legien.

Deutſchlands Friedensbereitſcha
Die „Nordd. Allg. Ztg.“ vom Freitag abend nimmt

die ruſſiſche Regierung, um die Ziele feſtzulegen, die d
ihrem Eintritt in den Kri

hatten. Das halbamtliche Blatt ſagt, die Kriegsziele
Präſidenten Wilſon konnten dem Schickſal der Verdun

ling nicht entgehen, wenn man ſich die Wandlungen ve
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gegenwärtigt, die ſeine Haltung durchgemacht hat. Eine
vollkommene Preisgabe der von ihm ſelbſt früher vorge-
nommenen Feſtſtellungen ſei es, wenn er jetzt behauptet,
in den Krieg eingetreten zu ſein, um die Welt von den
Angriffen einer autokratiſchen Macht zu
befreien.

Auch hinſichtlich der Kriegsurſachen komme
Wilſon zu Behauptungen, die ihm fremd waren, die er
aber jetzt brauche, um die Kriegsleidenſchaft in Rußland
neu zu entfachen.

Wenn Präſident Wilſon ſo viel Wert darauf legt, daß
das ganze menſchliche Geſchlecht genau wiſſe, für welche
Zwecke Amerika Krieg führt, dann werde er darauf drin-
gen müſſen, daß die Kriegsziele ſeiner Alliierten
durch Publikation der Verträge aller Welt bekanntge-
macht werden. Erſt dann werde die Welt klar darüber
urteilen können, ob die friedlichen und freiheitlichen Ziele,
die Präſident Wilſon proklamiert, mit den Zielen der
Entente noch vereinbar ſind.

Rußland will einen Frieden ohne Annexionen und
Kriegskontributionen; dieſe Formel bilde keinerlei
Hinderungsgrund für einen Frieden zwi-
ſchen Rußland und den verbündeten Mäch-
ten. Alle bisherigen Kundgebungen der verbündeten
Mächte hätten an Klarheit und Beſtimmtheit die Aus-
führungen des Präſidenten Wilſon bei weitem übertroffen.

Neue ruſſiſche Friedenskundgebung.
Nach einer Meldung der Petersburger Telegraphen-

Agentur hat der geſchäftsführende Ausſchuß des Arbeiter-
und Soldatenrats als Antwort auf den Brief von Albert
Thomas, Henderſon und Vandervelde eine Erklärung über
das Programm der von dem Arbeiter- und Soldatenrat
geplanten internationalen ſozialiſtiſchen Konferenz ver-
öffentlicht, in welcher er darlegt, daß die ruſſiſche Revolu-
tion die dringende Not wendigkeit eines
Friedensſchluſſes und einer Vereinigung
der Arbeiterſchaft aller Länder zu dieſem
Zwecke bewieſen habe, und zwar eines Friedens ohne
Annexionen und ohne Entſchädigungen, entgegen den Be-
ſtrebungen imperialiſtiſcher und militariſtiſcher Jntereſſen.
Die Konferenzmitglieder würden ſich nach Anerkennung des
Zelbſtbeſtimmungsrechts aller Völker mühelos über die
Zukunft Elſaß-Lothringens und andrer Gebiete einigen
und über die Höhe der Entſchädigung für die vom Kriege
verwüſteten Länder Belgien, Polen, Galizien, Serbien uſw.
verſtändigen, die nichts mit einer Entſchädigung ge-
mein habe, wie man ſie einem beſiegten Lande auferlege.

Was die Bedingungen für die Teilnahme an der Kon-
ferenz angehe, ſo verlange der Arbeiter- und Soldatenrat
von niemand einen Verzicht auf eine bisher
befolgte Politik, halte aber auch eine Verpflichtung,
irgendwelchen in Ausſicht genommenen Beſchlüſſen ſchon
vor Beginn der Konferenz zuzuſtimmen, für unnötig; die
Konferenz der Sozialiſten könne nur Erfolg haben, wenn
ihre Teilnehmer ſich nicht als Vertreter von kriegführenden
Parteien, ſondern als Vertreter einer einheitlichen Ar-
beiterbewegung für das gemeinſame Ziel eines allgemeinen
Friedens betrachteten.

4 J
Stockholm.

Die Nuſſen kommen.
Das Stockholmer Parteiblatt „Socialdemokraten“ ver-

öffentlicht ein Telegramm des Arbeiter- und Soldatenrats
an Branting und Huysmans vom 12. Juni, nach welchem
ſeine Abordnung bald nach Stockholm kommt.

Gegen Stauning.
Der däniſche konſervative Miniſter Rottboell hat auf

Beſchluß der konſervativen Partei dem Miniſterpräſidenten
ein Schreiben überreicht, in welchem er die Auffaſſung der
konſervativen Partei über Staunings Teilnahme an der
Stockholmer nferenz darlegt. Die Partei verlangt, daß
Stauning aus dem Miniſterium austritt.
Geſchehe dies nicht, ſo will die konſervative Partei ihren
eignen Vertreter Rottboell veranlaſſen, zurückzutreten.

2
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Der Amladebahnhof.
Zu den kleinen Kriegswundern gehören auch die Umlade-

vahnhöfe. Sie ſind errichtet, um das „Umſteigen“ der
Truppentransporte zu ermöglichen. Feldtruppen, die aus der
Front kommen, durch Deutſchland fahren ſollen, um an andrer
Stelle wieder in die Schlacht zu gehen, können nicht umſteigen
wie ein Reiſender, der von einem Bahnſteig zum andern geht
und dabei unterwegs zur Erfriſchung ein Glas Kriegsbier ge-
nehmigt, ſie brauchen umfangreiche Einrichtungen und auch
kameradſchaftliche Hilfe beim Zugwechſel. Denn dieſer Wechſel
iſt bei ihnen auch gleich eine Gelegenheit, den Kulturanſtrich
wieder einmal zu erneuern.

Wie ein Umladebahnhof beſchaffen iſt und wie es auf ihm

hergeht, das entnehmen wir einem Briefe, den ein Magdeburger
Genoſſe ſchrieb. Da leſen wir:

„Wir horchten geſpannt, als es nach der Befehlsausgabe
hieß: „Das Bataillon ſtellt morgen 200 Mann zu einem Umlade-
kommando, von unſrer Kompanie werden dazu folgende Mann
ſchaften beſtimmt.“ Es kamen die Namen; eigentlich wollte jeder
dabei ſein. Wenn ſolch ein Kommando bedeutet Abwechſlung
und Befreiung vom Drill des Exerzierplatzes.

Es wurde denn auch eine recht luſtige Fahrt nach der ſchönen

Stadt, wo unſer Umladebahnhof errichtet war. Lieder ſtiegen
und luſtige Einfälle, trotzdem wir alleſamt alte Kerle waren,
meiſt über die 40 hinaus.

Von dem Hauptbahnhof der Stadt aus müſſen wir noch
einc halbe Stunde marſchieren bis zu dem Umladebahnhof. Hier
werden wir eingeteilt. Unſre Mannſchaften erhalten den Dienſt
von früh 5 Uhr bis 11 Uhr mittags.

Am andern Morgen ſind wir „eine Viertelſtunde vor der
Zeit“, wie es beim Militär Brauch iſt, zur Stelle. Die Wachen
werden eingeteilt; der Dienſt der andern beſteht zunächſt darin,
in einem großen Wachtlokal zu rauchen, zu leſen, zu erzählen
oder zu ſchlafen. Da kommen Vorgeſetzte und ordnen an, daß wir
uns bereithalten denn in einer Viertelſtunde etwa laufe der erſte
Zug ein. Erwartungsvoll ſtehen wir gleich darauf am Gleiſe und
ſehen in die Ferne. Endlich faucht der Zug heran. Jn wenigen
Minuten ſind die Mannſchaften ausgeſtiegen. Das war ein Auf-
atmen der hraunen Geſellen!

Die Pferde werden abgeſchirrt, getränkt und von uns nach
einem andern Zuge hinübergeführt. Auch den Tieren waren
die Kriegsſtrapazen auf den Leib geſchrieben. Während wir ſie
in den einzelnen Waggons wieder unterbringen, begeben ſich die
Mannſchaften nach dem großen Barackenlager. Hier legen ſie
im Freien Helm, Gewehr, Patronen, Koppel mit Seitengewehr,
Kochgeſchirr u. a. ab und begeben ſich dann nach einer Ent-
lauſungsbaracke, wo ſämtliche Kleider in rieſige Heiz-
räume kommen, während die Schuhe, Stiefel und ſonſtiges Leder-
zeug in den Schwefelkammern aufgehängt werden. Unterdeſſen

nehmen die Mannſchaften ein Reinigungsbad, eſſen und
trinken reichlich und gut.

Der ganze Aufenthalt dauert auf dem Umladebahnhof etwa
8 Stunden eine lange Zeit! Aber ſie geht wie man beim
Militär ſagt „vom Kriege ab“.

Nach der Erfriſchung geht es zum neuen Zuge, auf die
lange Reiſe nach einer andern Front, in neue Kämpfe, neue Ge-
fahren.

An einem Morgen haben wir in der Regel drei ſolcher
Züge abzufertigen. Das wird uns nicht ſchwer, es würde auch
gern verrichtet, wenn es mehr wären, denn es fällt immer leicht,
müden, verſtaubten Kameraden ein wenig Hilfe zu leiſten. Wir
haben noch reichlich Zeit, uns die kleine Stadt, die ſich Umlade-
bahnhof nennt, anzuſehen.

Er ſetzt ſich wohl aus einem Dutzend Gebäudegruppen zu-
ſammen, die mit Städtenamen bezeichnet ſind, wie: Berlin,
Acchen, Köln, Frankfurt uſw. Dazwiſchen liegen ſogenannte
Straßen, zum Beiſpiel die Konſtantinopler Straße, die ſyriſche
Straße uſw. Es ſind faſt nur vrientaliſche Bezeichnungen. Ein
Rundgang durch das Lager dauert beinahe drei Viertelſtunden.

Nach 6 Tagen war unſre Arbeit erledigt.
Am letzten Tage wurden wir ſelbſt „ſaniert“, genau ſo wie

die Truppen, die aus der Front kommen. Sämtliche „Klamotten“
werden wieder zuſammengepackt und abends geht es zum Haupt

bahnhof in den Garniſonort zurück.
Wenn nur erſt einmal Truppen „umzuladen“ wären, die

nicht durch Deutſchland hindurchfahren an eine neue Kampffront,
ſondern vom Umladebahnhof aus eine Reiſe antreten in ihre
deutſchen Heimatſtädte und friedlichen Dörfer zu neuer friedlicher
Arbeit.

„m
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Das Schickſal Friedrich Adlers.
Wie bekannt, hat der Petersburger Arbeiter- und Sol-

datenrat einen Aufruf an die Sozialiſten der Mittelmächte
gerichtet, in dem ſie aufgefordert werden, eine Bewegung
zu entfeſſeln, um die Hinrichtung Friedrich Adlers zu ver-
hindern. Wie uns jetzt telegraphiſch gemeldet wird, wird
das über Friedrich Adler gefällte Todesurteil nicht
zur Ausführung kommen.
ſofort nach Faſſung des Urteils eine Eingabe an den Ober-
ſten Gerichtshof gerichtet, worin die Umwandlung
der Todesſtrafe in eine mehr jährige Frei-
heitsſtrafe verlangt wurde. Ein ſolches An-
liegen wird immer bewilligt, ſo daß von
einer Vollziehung der Todesſtrafe nicht mehr die Rede
ſein kann.

Notizen.
„L 43“ verloren. Das Mariueluftſchiff „L 43“

wird, wie der deutſche Admiralſtabschef mitteilt, ſeit dem
14. Jnni vermißt. Engliſchen Nachrichten zufolge wurde
das Luftſchiff in der Nordſee von engliſchen Seeſtreit-
kräften abgeſchoſſen. Von der Vemannung haben die
Engländer, wie ſie mitteilen, niemand retten können.

Die Opfer des Fliegerangriff« auf Loudon. Jn eng-
liſchen Unterhaus teilte der Staatsſekretär des Jnnern die letzten Ve-

richte über den Luftangriff mit. Einhundertvier (104) Perſonen
ſind getötet, 154 ſchwer, 269 leicht verletzt worden. Jm ganzen
ſind 120 Kinder getötet oder verletzt worden.

t

Trommelfener in Kärnten. Der WienerHeeresbericht vom Freitag meldet Bei der Jſonzo armee
keine Ereigniſſe von Belang. Jn Kärnten ſteigerte ſich
das feindliche Artilleriefener im Plöcken und Flitſcher
Abſchnitt zu größter Heftigkeit. Ein gegen unſre
Stellungen am Rombou geführter Angriff wurde abgewieſen.
Auf der Hochfläche der Sieben Gemeinden ſteigerte
ſich der Artilleriekampf.

S

Keine franzöſiſche Offenſive mehr. Jn
der franzöſiſchen Kammer mußte am Freitag der Kriegs-
miniſter Painlevé auf Drängen der Sozialiſten und der
bürgerlichen Radikalen, der Mehrheitspartei, eine Erklä-
rung abgeben, die den Soldaten verſichert, daß keine mör-
deriſche Offenſive mehr unternommen werden ſoll, und daß
die letzte Aufgabe ſich darauf beſchränke, ſo langeſtand-
zuhalten, bis die heiß erſehnte amerikaniſche
Hilfe eintrifft.

Der Gerichtshof hatte

Anabläſſige Angriffe.
B. Großes Hauptquartier, 16. Juni 1917.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

xwieder ſteigerte ſich die Kampftätigkeit an der fland-
riſchen Front erſt in den Nachmittagsſtunden. Starkes Feuer
lag in der Gegend von Hollebeke und weſtlich pon Warneton, wo
ein engliſcher Angriff durch die zuſammengefaßte Wirkung
unſrer Batterien niedergehalten wurde.

An mehreren Stellen der Artoisfrontkam es zu hef-
tigen Kämpfen. Nach dem Scheitern der Angriffe am
14. Juni abends griffen geſtern morgen die Engländer er-
neut öſtlich von Loos an. Anhgltiſche und altenburgiſche Ba-
taillone wieſen den Feind ab und warfen ihn im Nahkampf zu-
rück, wo er eingedrungen war.

Auch nordweſtlich von BVullecourt wurden die Englän-
der, die am frühen Morgen bis in unſern zweiten Graben vor-
ſtießen, durch einen kräftigen Gegenangriff von dort wieder ver-
drängt. Heute früh haben ſich hier und öſtlich von Monchy nene
Gefechte entwickelt.

Amt

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.

Längs der Aisne und im Weſtteil der Ehampagne
nahm die Artillerietätigkeit abends erheblich zu und blieh an
vielen Stellen auch in der Nacht lebhaft.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Erfundungsvorſtöße brachten in der Lothringer Ebene eine

Anzahl Gefangener ein.
Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.

Keine Aenderung der Lage.
An der

mazedoniſchen Front
hielt ſich die Gefechtstätigkeit in mäßigen Grenzen.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.

c

Anprſſe und Gepengngriſe.

W. T. Großes Hauptquartier, 17. Juni 1917.
(Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Jn Flandern war der Artilleriekampf abends
ſüdöſtlich von Ypern und nördlich von Armentières ſt ar t. Süd-
weſtlich von. Warneton ſtießen engliſche Abteilungen zweimal vor;
ſie wurden zurückgeſchlagen.

Vom Kanal von La Baſſée bis zur Vahn Arras--
Cambrai herrſchte rege Kampftätigkeit der Ar-
tillerien. Bei Monchy und Croiſilles ſetzten die Engländer
ihre Vorſtöße morgens und abends fort. Während der Feind
öſtlich von Monchy glatt abgewieſen wurde, drang er nordweſtlich
von Bullecourt vorübergehend in unſre Gräben ein. Jn Gegen-
ſtößen, in denen wir über 70 Gefangene einbehielten, wurde die
Stellung zurückgewonnen.

Auch ſüdweſtlich von Cambrai ſowie zwiſchen Somme
und Oiſe zeigte ſich der Feind rühriger als in letzter
Zeit

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
An der Aisne- Front ſchwoll das Fener zeitweilig zu

erheblicher Stärke an.
Am Chemin des Dames brachen abends Sturm

trupps eines bayriſchen Regiments in die franzöſiſche Stellung
nordweſtlich des Gehöfts Hurtebiſe, erkämpften ſich den Beſitz einer
Bergnaſe und hielten ſie gegen drei ſtarke Gegenangriffe,
franzöſiſche Jäger mit vier Maſchinengewehren wurden hier ein-
gebracht.

Jn der Champagne war vielfach die Feuertätig-
keit rege.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Keine weſentlichen Ereigniſſe.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Die Gefechtstätigkeit weſtlich von Luzk, ſüdöſtlich von

Zloczow und im Karpathen-Vorland nahm zu. Be
Brzezany wurde ein ruſſiſcher Erkundungsvorſtoß zurückgewieſenm

Mazedoniſche Front:
Jn der Struma-Niederung räumten die Engländer mehrere

Ortſchaften, nachdem ſie von ihnen in Brand geſteckt worden
waren.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.
7

Depeſchen.
19 500 Tonnen verſenkt.

W. T. B. Berlin, 16. Juni. Amtlich. Durch die
Tätigkeit unfrer UBoote auf den nördlichen Seekriegsſchau
vlätzen ſind weitere 19500 Br. R.-T. vernichtet
worden. Unter den Schiffen befanden fich u. a. ein eng
liſcher Tankdampfer vom Ausſehen „Konakry“ mit
Oel nach England, ferner ein großer, tiefbeladener, „bewaff-
neter Erzdampfer und zwei unbekannte Frachtdümpfer,
die im Doppelſchnunß vernichtet wurden.

Der Chef des Admiralſtabs der Marine.

Keine Nahrung an Deutſchland.
W. T. B. Bern, 16. Juni. Ein Sonderbericht des „Ma-

tin“ gus Neuyork meldet: Der Senat nahm ein Geſetz an,
das dem Präſidenten die Vollmacht über die amerikaniſche Aus
fuhr gibt. Ferner wird der Präſident die Kontrolle über
die Handelsſchiffe aller Staaten ausüben. Kein Schiff wird
künftig ohne beſondere Erlaubnis die Häfen der Vereinigten
Staaten verlaſſen noch Waren ausführen können. Die angen-

Staaten liegenden neu-
utſchen U-Booten nicht

ſofort wieder aufnehmen oder
Staaten verlaſſen. Wilſon beabſich-

tigt, wie das Blatt behauptet, das Geſetz in aller Schärfe anzu
wenden und beſonders die Ausfuhr an die Neutralen

ter de nen oder andern Form Deutſch-
m ſchärfſtens zu überwachen.

blicklich in den Häfen der Vereinigten
tralen Schiffe, die aus Furcht vor den de
ausfahren, müſſen die Schif
die Häfen der Vereinig

fahrt
ten

von Eurol

land verproviantierte



Offenſive gegen Stockholm.
„Wir werden alſo nicht nach Stockholm gehen,

ſchreibt Henri Fabre im „Journal du Peuple“ (Volkszeitung),
oder doch nur auf einem Fragebogen, den wir ausfüllen dürfen.
Unſre Gegner triumphieren. Nun bleibt uns nichts andres
üörig, als uns zu ſchlagen und den preußiſchen Militaris-
mus niederzuringen. Sehr ſchön. Jch möchte bloß wiſſen, wie
teuer uns die Geſchichte zu ſtehen kommen wird.“

Nach einer größern Zenſurlücke: „Jch begreife nicht die
Gründe, die zu der Offenſive gegen Stockholm führen. Frangö-
ſiſche Abgeſandte in Stockholm, das könnte doch immer nur ein
ſchwacher Hoffnungsſchimmer einer Friedensmorgenröte ſein.
Es handelt ſich darum, der öffentlichen Meinung in Deutſchland
den Puls zu fühlen und daraus auf das Geſamtbefinden zu
ſchließhen. Wenn, wie man uns immer vorhält, Deutſchland wirk-
lich am Ende ſeiner Kräfte iſt, ſollte man doch hören dürfen,
welche Vorſchläge der Hunger macht. Wir ſind im
Juni. Noch ein paar Monate, und wir werden ſehen, ob der
deutſche Block zuſammengeſchweißt wurde. Wenn jag, dann ſtehen
uns noch lange Jahre Krieg in Ausſicht. Alle Tagesbefeble, alle
noch ſo patriotiſchen und geräuſchvollen Reden werden an dieſer
beängſtigenden Lage nichts ändern.“

Auf einer andern Seite desſelben Blattes tlagt, von vielen
gzenſurlücken unterbrochen, ein Liller Bürger: „Wenn nicht
Stockholm, was dann? Wir wären nicht die Unglücklichen, die
wir ſind, wenn man uns nicht belügt wie ſchon 1914, als man
uns bis zur letzten Minute die Siege der Deutſchen und die
Schnelligkeit ihres Vormarſches verheimlichte. Eine Stunde, nicht
mehr, ließ man uns Wehrfähigen, um uns auf und davon zu
machen, und ſagte, das wäre ja bloß eine Vorſichtsmaßregel, die
Deutſchen würden nie nach Lille kommen, und wenn ſchon, wür-
den ſie ſofort wieder hinausgeworfen werden. Sie erinnern ſich
doch noch an den Heeresbericht vom 13. Okotber 1914, der ganz
beiläufig die Einnahme von Lille erwähnte, als hätte das nicht
das mindeſte auf ſich, und die ernſteſten Blätter verſicherten, daß
die Beſetzung nur vorübergehend ſein könnte. So haben
meiſten unter uns alles im Stiche laſſen müſſen, was ihnen teuer

die

war. Nichts konnte in Sicherheit gebracht werden. Und jetzt
ſagt man uns, wiederholt man uns, wir müßten bis zum
Ende durchhalten! Bis zum Ende, wovon? Bis zum
Ende, von wem? Das ſagt ſich leicht, wenn man Jour-
naliſt iſt, der ſeine Phraſen herunterdriſcht, oder ein Großer der
Republik, der in Paläſten wohnt. Aber uns andre muß man
ſchon entſchuldigen, wenn wir nicht ganz derſelben Gemütsver-
faſſung ſind. Bloß wir haben nicht das Wort und fragen uns
vergebens, was wir verbrochen haben, um nicht das Wort nehmen
zu können. Wir bedauern tief, von Leuten regiert zu werden,

die keine wiſſenſchaftliche Schulung beſitzen. Ehe man einen ver-
urteilt, ſollte man ihn doch erſt hören.“

Viviani und Ribot haben darauf die alte Antwort gegeben:
Bis zum Ende, bis zum Frieden durch den Sieg. Und bie Kam-
mer hat ihnen zugeſtimmt.

v 2
Was Frankreich hofft

„Da iſt der Optimiſt,“ ſchreibt Hauptmann Alceſte im Leit-
artitel des Pariſer „Oeuvre“, „der mit der Fauſt auf den Kaffee
haustiſch ſchlägt und ertlärt: „Ein anſtändiger Friede muß uns
nicht bloß Elſaß-Lothringen, ſondern auch das ganze
linke Rheinufer zurückgeben. Köln, Bonn, Koblenz und
Mainz werden franzöſiſche Garniſonſtädte. Man liebt uns dort
ſehr, noch in Erinnerung an Napoleon. Natürlich bekommen wir

auch Kriegsentſchädigung: 100 Milliarden ſamt
Zinſen vom 3. Auguſt 1914 ab. Aber das alles iſt noch nichts.
Der Kaiſer wird vor Gericht geſtellt und zum Tode verurteilt wer-
den. Die einzige Schwierigkeit wird die Wahl der Todesart be-
reiten, ob er beſſer gehängt oder erſchoſſen wird. Ein Friede,
der uns nicht wenigſtens dieſe Genugtuung verſchafft, wäre
ein ſchimpflicher Friede. Kellner! noch einen Wermut!“

Dann haben wir den Peſſimiſten, der einen tief
ſchmerzlichen Seufzer ausſtößt und klagend anhebt: „Frieden?
Jch weiß ſchon beute, wie's kommen wird. Die Sache iſt ſehr
einfach. Wir werden nichts von der ganzen Geſchichte haben und
müſſen noch froh ſein, wenn ſie uns die Augen laſſen, um zu
weinen. Elſaß-Lothringen? Das linke Rheinufer? Warum
nicht lieber gleich den Mond! Und was eine Kriegsentſchädigung
anbetrifft, ſo werden wir auch nicht einen roten Heller zu ſehen
kriegen. Wir werden alle auf den Hund kommen.
Wenn man kört, wie dieſe Wirrköpfe davon ſprechen, dem Kaiſer
und dem Kronprinzen den Prozeß zu machen, gar nicht zu reden
von all den Herzögen, Prinzen, Grafen und Baronen, mit denen
ſie aufräumen wollen, kann man ſich nur an den Kopf faſſen.
Die Gendarmen ſind noch nicht geboren, die ihnen die Hand-
ſcheller anlegen. Mit all dem Zeuge will man das Volk bloß
dumm machen. Paßt mal auf, ob ich nicht recht behalte. Es
kommt nichts bei der ganzen Geſchichte heraus. Jn zwanzig
Jahren kann's dann von neuem losgehen Kellner, einen
Kamillentee!“

So wird, fügt das Blatt hinzu, nicht etwa nur in den
Kaffeebäuſern geſprochen nein, auch in den Gängen der Kam-
mer, in den Redaktionsſtuben, in den Salons, in den Ateliers,
bei allen Geiegenheiten, wo Menſchen zuſammenkommen und ſich
ausſprechen.“

Nach ciner größern Zenſurlücke heißt es dann:
die Luftſchlöſſer, das ſind uns die Burgen

V

Was andern

Es iſt ſo hübſch, den Mund recht voll zu nehmen.

Der Optimiſt wie der
Peſſimiſt, dieſe Propheten. unſrer Zeit, wollen Eindruck machen.

am Rhgin.
Dann hören einem die Leute beſſer zu.

Werden wir alles erreichen? Werden wir nichts erreichen? Jch
denke, wir ſollten zufrieden ſein, etwas zu erreichen. Aber ge
ſunden Menſchenverſtand zu beweiſen, nicht die Jlluſionen der
einen zu nähren und nicht der Neuraſthenie der andern zu ſchmei
cheln, nicht das gelobte Land vor die Blicke zu zaubern und keine
Jeremiaden über den endgültigen Untergang Frankreichs anzu
ſtimmen, das iſt eine Aufgabe, die den Leuten viel zu undank-
bar iſt.

Himmelhoch jauchzen, zu Tode betrübt. Ein Mittelding gibr
es heute nicht in Frankreich. Das aber iſt eine gar gefährliche
Geiſtesverfaſſung, wo es um das Ganze geht.“

M
t 2

Marſchleiſtungen.
Die großen Erfolge, die die Deutſchen am Anfang des

Krieges in Belgien und Frankreich, dann ſpäter in Polen, der
Baltenmark, in Galizien und in Rumänien zu verzeichnen haben,
kommen zu einem weſentlichen Teil auf die Rechnung der Füße
unſrer Jnfanterietruppen. Darum dürfte eine kleine Betrach-
tung über die einzelnen Marſchleiſtungen bei den Heeren de
am Kriege meiſtbeteiligten Staaten nicht ohne Jntereſſe ſein.
Man kann ihre Berechnung vornehmen an Hand der Marſchge
ſchwindigkeit und Schrittweite des einzelnen Mannes in ge-
ſchloſſener Formation, die beide in gewiſſem Sinne vorgeſchrieben
ſind. Die Zahlen geben natürlich den Durchſchnitt.

Da iſt zunächſt der deutſche Soldat. Bei einer Schritt
länge von 80 Zentimetern macht er in der Minute 114 Schritte.
Auf die Stunde umgerechnet ergibt das insgeſamt eine Wegſtrecke
von ö,4 Kilometern. Ein Tagesmarſch von 30 Kilometern be
deutet alſo für den Deutſchen das Normale, das aber gerade in
dieſem Kriege ſehr oft erheblich überſchritten wurde, denn wir
wiſſen von Märſchen, die 50 und mehr Kilometer pro Tag be-
trugen. Ein wenig ſchneller, dafür aber kürzer, ſchreitet der
öſterreichiſchungariſche Jnfanteriſt aus. Er macht in
der Minute 115 Schritte von je 75 Zentimetern Länge. Seine
durchſchnittliche Stundenſtrecke kann auf 5,1 Kilometer berechnet
werden. Auf die gleiche Kilometerzahl wie der Deutſch
bringen es der Franzoſe und der Jtaliener, nämlich auf
5,4 Kilometer, obwohl ſie auch nur 75 Zentimeter weit ausſchrei
ten, aber 120 Schritte in der Minute machen. Weitaus am
ſchnellſten vor allen andern Soldaten geht der Berſaglieri.
Seine Schrittzahl beträgt in der Minute 140 bei je 86 Zentimeter
Länge, ſo daß er in einer Stunde 7,2 Kilometer zurücklegt. Dieſe
Zahlen ſind wohl auch auf das ſehr leichte Ausrüſtungsgepäck zu-
rückzuführen, das dieſer Soldat zu tragen hat.

Der ruſſiſche Soldat erſcheint im Gegenſatz zu den
vorigen als der am langſamſten Marſchierende. Seine Schritt
länge beträgt nur 71 Zentimeter, ſeine Schrittzahl in der Minute
ſchwankt zwiſchen 112 und 116, ſeine Stundenleiſtung bewegt ſich
zwiſchen 4,7 und 5 Kilometern. Es mag ſein, daß an dieſem ge
ringſten Leiſtungsvermögen zu einem guten Teile die miſerabeln
ruſſiſchen Straßenverhältniſſe ſchuld ſind. Von den engliſchen
Soldaten fehlen noch genaue Angaben über die Marſchleiſtungen.

Amtliche Velunntmachungen.

Bekanntmachung über den Verkaufsſchluß auf dem
am 21. und 22. Juni d. J. auf dem Roßplatz

ſtattfindenden Krammarkt.
Es wird darauf hingewieſen, daß zu dem am 21. und Juni

d. J. ſtattfindenden Jahrmarkt nach der Verordnung des ſtellv. Reichs
tanzlers vom 11. Dezember 1916 (R.-G.-»Bl. S. 1355) alle offenen
Verkaufsſtellen, mit Ausnahme derjenigen für Lebensmittel,
um 7 Uhr abends zu ſchließen ſind.

Halle, den 15. Juni 1917. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Eierverkauf

in der Talamtſchule: Montag den 18. Juni 1917.
Zum Kaufe find berechtigt die Nummern der neuen Lebens-

mittelſcheine 1050 1 16000 vormittags von S bis 12 Uhr und
die Nummern 16001--21000 nachmittags von 2 bis 6 Uhr.

Für den Kopf eines Haushalts werden zwei Eier abgegeben
zum Preiſe von 28 Pfennig für das Stück.

Der neue Lebensmittelſchein iſt vorzulegen
Zur Beſchleunigung der Abfertigung wolle man abge

zäühltes Geld (vor allem Kupfergeld) bereithalten
Umtauſch nur innerhalb 3 Tagen.
Halle, den 16. Juni 1917.

Verſorgungsreglung für die Woche vom 18. bis
24. Juni 1917.

Auf Grund der s 47 und 49 der Verordnung des Bundesrats
vom 26. Juni 1916 (R.- Bl. S. 590), der Verordnung über die Preis-
prüfungsſtellen und die Verſorgungsreglung und gemäß der Verordnung
dcs Magiſtrats vom 15. September 1916 wird für den Stadtbegzirk
Halle folgendes angeordnet:

Der Magiſtrat.
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Jn der Woche vom 18. bis 24. Juni dürfen auf den Abſchnitt 10
Kartoffelkarte bis fünf Pfund Kartoffeln abgegeben und entnommen

Die Vertäufer haben beim Vertauf
der
werden.
Kartoffelkarte abzutrennent

daher von den Verkäufern zurückzuweiſen.

Schwerſt-,
Schwerſtarbeiter

werden.

ſie gelten.

Kartoffeln abgegeben werden.

S 3.
Die Verkäufer haben die Abſchnitte der Kartoffelkarten am Diens

tag den 26. Juni dem Stadt-Ernährungsamt in der vorgeſchriebenen
Weiſe gebündelt abzuliefern.

S 4.
Jn der Woche vom 18. bis 24. Juni gelangen außerdem noch

zur Verteilung für den Kopf der Bevölkerung Pfund Graupen,
i Pfund Kriegsmus, Pfund Haferflocken. Die nähere Reglung
erfolgt durch beſondere Bekanntmachung.

W 5
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung, die mit der Bekaunt-

machung in Wirkſamkeit tritt, werden nach S 16 der Bekanntmachung
von 1. Dezember 1916 bzw. noch S 17 der Veordnung über Preis-

Der Magiſien.
vwrüſungsſtellen geſtraft.

palle, den 15, Juni 1917

dieſen Abſchnitt von der
und den Vertauf in der vorgeſchriebenen

Weiſe im Lebensmittelſchein Rubrik Kartoffeln) erſichtlich zu machen.
Von der Kartvoffelkarte bereits abgetrennte Aſchnitte ſind ungültig und

Schwerarbeiter und in Halle beſchäftigte auswärtige
dürfen auf den Abſchnitt 8 der violetten Karte funf

Pfund, Zauf Abſchnitt 8 der duntelgelben Kartoffelkarte vier Pfund, auf
den Abſchnitt 8 der grünen Kartoffelkarte ein Pfund Kartoffeln kaufen.
An dieſe Perſonen darf die Ware gegen Vorlage und Einziehung der
von der Karte bereits abgetrennten Abſchnitte der Zuſatzkarte abgegeben

Die Abſchnitte der Zuſatzkarte zeigen in violetter Farbe für
Schwerſtarbeiter, in dunkelgelber Farbe für Schwerarbeiter, in grüner
Farbe für auswärtige Schwerſtarbeiter die Angabe der Woche für die

Auf die Abſchnitte in violetter Farbe dürfen fünf, auf jene
in gelber Farbe vier, auf die Abſchnitte in grüner Farbe ein Pfund

1916 wird die Verteilung der Butter in der Woche vom 18. bis
Juni 1917 (48. Woche) folgendermaßen geregelt

Menge, welche an die einzelnen Haushalte abgegeben werden kann, be
ſtimmt ſich nach der Zahl der Angehörigen des Haushalts, die ſich aus
der Fettkarte ergibt.

auf Grund des für die 48. Woche gültigen Abſchnitts der Fettkarte in
den Geſchäften, in denen die Käufer in die Kundenliſte eingetragen
worden ſind.

der Fettkarte abzutrennen und den Verkauf in der Kundenliſte anzu
merken
nährungsanit, Marktplatz 22 III, Zimmer 42, am Montag den 25.
Juni 1917 ahzuliefern.

ſcheinen nur auf dem ſtädtiſchen Markt (Talamtſchule).

Auf Grund der Verordnung des Magiſtrats vom 13. Januar

Es entfallen auf den Kopf der Bevölkerung 55 Gramm. Die

Der Verkauf beginnt am Dienstag den 19. Juni. Er erfolgt

Der Verkäufer hat beim Verkauf den Abſchnitt der 48. Woche

Die abgetrennten Abſchnitte ſind gebündelt dem Stadt-Er

Militär- Urlauber erhalten die Butter auf Grund von Butter-

Halle, den 16. Juni 1917. Der Magiſtrat.
hafte Kleinhändlerin Frau Henriette Linke, der ergangenen Bekannt-
machung des Magiſtrats ungeachtet,
Warenbezugsſchein abgegeben hat.
1917 an gemäß S 12 und 17 der Verordnung des Bundesrats vom
25. Septbr. 4. Nvvbr. 1915 der Verkauf ſtädtiſcher Lebensmittel entzogen.
Au dicjenigen Perſouen, welche bei Frau Linke als Kunden eingetragen

ſich bei einem neuen Kleinhändler anzumelden und in Zukunft bei
dieſem die von der Stadt zur Verteilung kommenden Waren zu ent
nehmen.

Belieferung derſelben nach dem
nicht mehr ſtatt.

Es iſt anitlich feſtgeſtellt, daß die hier Neumarktſtraße 10 wohn-

ſtädtiſche Lebensmittel
Es wird ihr daher vom. 23.

ohne
Juni

ind, ergeht daher die Aufforderung, ſpäteſtens bis zum 23. Juni 1917

Die in der Woche vom 18. bis 23. Juni 1917 zum Verkauf
gelangenden Waren können noch bei Frau Linke bezogen werden: eine

23. Juni mit ſtädtiſchen Waren findet

Halle, den 16. Juni 1917. Der Magiſtrat.

haltungen mit Kohle zu ermöglichen, wird hierdurch unter Hinweis auf
Um eine ſchnellere und gleichmäßigere Verſorgung der Haus

unſre Verordnung vom 28. April d. J. und mit teilweiſer Abändrung
dieſer Verordnung folgendes verordnet:

1. An einen Haushalt darf auf Jahresſcheine bis zum I. Sep
tember nur höchſtens ein Drittel der ihm zugeteilten
Menge, und zwar bei Jahresmengen unter 100 Zentner nicht
mehr als etwa 30 Zentner, bei größeren Jahresmengen nicht
inchr als etwa 69 Zentner geliefert werden.

2. An einen Haushalt werden bei Benutzung von grünen Teil-
ſcheinen zum Selbſtab holen der Kohle bis 1. September nicht mehr
als zwei ſolcher Teilſcheine ausgegeben.

3. Auch für Behörden, Anſtalten und Geſchäfte werden bis zum
1. September nur Bezugsſcheine auf etwa des Jahresbedarfs
ausgeſtellt. Die Ausgabe der Scheine geſchieht wie bisher in
der Ortskohlenſtelle auf Antrag.

4. Der Bezug von Zechenkoks und Steinkohle bleibt wie ſeither
bezugsſcheinfrei, doch wird den Kohlenhändlern verboteu, bis
zum 1. September mehr als höchſtens des Jahresbedarfs
zu liefern.

Halle, den 16. Juni 1917. Der Magiſtrat.
Wir bringen unfre Verordnung vom 21. Dezember 1915 in Er

innerung. S 1 dieſer Verordnung beſtimmt
Wer Waren im Kleinhandel feilhält, für die Kleinhandels-

Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind, hat in ſeinem Laden oder an ſeinem
Verkaufsſtand ein Verzeichnis dieſer Höchſtpreiſe auszuhängen.
Der Aushang iſt an einer jedem Käufer in die Augen fallenden Stelle
anzubringen und muß auch aus einiger Entfernung gut lesbar ſein.

Die Verordnung vom 10. April 1916, wonach zu dieſem Aus
hang die von der Preisprüfungeſtelle gelieferten Tafeln zu
benutzen ſind, wird aufgehoben. Die Kieinhändler haben ſelbſt
Sorge zu tragen für die Anfertigung von gut lesbaren Verzeichniſſen
aller derjenigen von ihnen angebotenen Waren, für welche Höchſt

preiſe feſtgeſetzt ſind. S ßZuwiderhandlungen haben Beſtrafung bis zu 150 Mark in Geld
oder bis zu 4 Vochen Haft zur Folge.

Halle den 14. Juni 1917.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September und
4. November 1915 wird der Verkauf von Graupen wie folgt geregelt

Der Verkauf beginnt am Montag deu 18. Juni 1917.
Für jede Perſon eines Haushalts kann Pfund verabfolgt
werden. Der Verkaufspreis beträgt 30 Pfennig für das

nd.Sin Die Käufer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern die Graupen

einzukaufen, bei welchem ſie für den Bezug von Kolonialwaren in die
Kundenliſten eingetragen ſind.

Die Abgabe hat unter Abtrennung der Marke 55 des
Warenbezugsſcheins V zu erfolgen.

Die Verkäufer ſtnd verpflichtet, die Marken zu Hunderten ge
bündelt im Stadt-Ernährungsamt Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß
(Saal links) binnen 8 Tagen unter Angabe ihres Reſtbeſtandes ein
ureichen.6 Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach S 17 der

Verordnung vom 25. Septbr. /4. Novbr. 1915.

Halle, den 16. Juni 1917. Der Magiſtrat.
Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September und

4. November 1915 wird der Verkauf von Kuuſthonig wie folgt geregelt:
Der Verkauf iſt auf Mittwoch den 20. Juni feſtgeſetzt,

Wegen der warmen Witterung können die jetzigen Klein
händler, welche bereits mit Kunuſthonig verſehen ſind, ſchon
am Montag den 18. Juni mit dem Verkauf beginnen.

Für jede Perſon eines Haushalts kaun Pfund ab
gegeben werden. Der Verkanfspreis beträgt 56 Pfennig

für das Pfund. SDie Käufer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern den Kunſt
honig einzukaufen, bei welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren
in die Kundenliſten eingetragen ſind.

Die Abgabe hat unter Abtrennung der Marke 56 des
Wareoenbezugesſcheins 6 zu erfolgen.

Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken zu Hunderten ge-
bündelt im Stadt-Ernährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß,
Saal links, binnen 8 Tagen unter Angabe ihres Reſtbeſtandes
abzugeben.

Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach S 17 der
Verordnung vom 25. September und 4. November 1915.

Halle, den 16. Juni 1917. Der Magiſtrat.
Der Verkauf des von der Stadt überwieſenen Edamer Käſes

wird am Montag den 18. Juni in der Talamtſchule fortgeſetzt,
und zwar

vormittags von 8 bis 12 Uhr auf die 24501 bis 27000
nachmittags von 2 bis 6 Uhr auf die 27001 bis 31500

der neuen Lebenemittelſcheine.
Für jede Perſon eines Haushalts wird 1 Pfund zum Preiſe

von 45 Pfg. abgegeben.
Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Halle, den 16. Juni 1917.

Nr.
Nr.

Der Magiſtrat.

Zuckermüller oder Arbeiter
die das Zuckermahlen erlernen wollen,ſtellen ſofort in dauernde Veſchäftigung ein 3300

Püpcke Berner, Kkt.-Ges., Halle Diemitz

S Baci Vitieicind.
Dienstag den 19. Juni, nachmittags Uhr

z Tr on Tervom Stadttheater-Orcheſter. Leitung Kapellmſtr. Kar' Nöhren.
Eintrittspreis pro Perſon 35 Pfennig.
Mittwoch den 20. Juni, abends 8 Uhr

Militär Konzert
ausgeführt von der Kapelle des 13. Landſt.-Jnf.Erſatzbataill. (IV/81).

Leitung: Koevellmeiſter R. Höning.
Eintrittspreis 35 Pfennig. Dauerkarten ſind gültigDie Preisprüfungeéſtelle für der Stadtkreis.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 15. Halle, Montag den 18. Juni 1917. 1. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 18. Juni 1917.

F Kreistag des Sozial demokratiſchen Vereins.
Nachdem am 15. Mai an Stelle der aus dem Verein und

der Partei ausgetretenen bisherigen örtlichen Parteileitung eine
vorläufige Verwaltung gewählt worden war, fand am Sonn
abend ein Kreistag des Sozialdemokratiſchen Vereins für Halle
und den Saalkreis ſtatt. Sämtliche Diſtrikte waren durch ihre
Diſtriktsführer und je einen Delegierten vertreten.

Als ſitzender erſtattete Genoſſe H. Garbe Bericht über
die bisherige Tätigkeit des Vorſtandes. Es ſei
vorauszuſehen geweſen, daß die Fortführung des Vereins zu
nächſt mit großen Schwierigkeiten zu rechne: haben würde. Jn
Wirklichkeit ſeien dieſelben aber noch größer geweſen, als er-
wartet werden konnte. Jn manchen Betrieben werden unſre Ver-
einsmitglieder von den Unabhängigen terroriſiert. Aber auch das
hat nicht hindern können, daß das Netz der Organiſation in Halle
und einigen Nachbarorten in kürzeſter Zeit wieder hergeſtellt
worden und die Organiſation bereite wieder leiſtungsfähig iſt.
Das Schwerſte iſt überſtanden. Mit froher Zuverſicht dürfen wir
in die Zukunft blicken. Die unverdroſſene Arbeit unſrer Genoſſen
und Genoſſinnen. verbürgt den Erfolg. Die Zeit wird kommen,
in welcher Klarheit und Wahrheit in die Köpfe dringt und viele
von denen in unſre Reihen zurückführen wird, die zwar im
beſten Glauben, aber veranlaßt durch falſche Vorausſetzungen
über unſer Sein und Wollen, ſich glaubten von der Partei tren-
nen zu ſollen.

Ueber die Preſſe referierte Genoſſe Kochanfki.
Unſre „Volksſtimme“, ſo führte er aus, entſpricht unſern Er-
wartungen noch nicht. Das bisherige Fehlen einer redattionellen
Kraft, die ihre ganze Zeit dem Blatte widmen kann, hat zu
läſtigen Unzuträglichkeiten geführt. Daß der Druck des Blattes
zurzeit noch in Magdeburg erfolgt, hat weitere Erſchwerungen
nach ſich gezogen. Trotzdem iſt der feſte Abonnentenſtand zu-
friedenſtellend und höher, als für den Anfang angenommen
worden war. Der erhebliche Verkauf von Einzelnummern läßt
erhoffen, daß die „Volksſtimme“ ſich bald genug einen feſten
Stand errungen haben wird. Das wird um ſo ſchneller und
umfaſſender geſchehen, je raſcher die Redakteurfrage gelöſt und
vom Druckort die ſichere Zuſage erlangt wird, daß die „Volks-
ſtimme politiſch durchaus aktuell Ein Vorkommnis wie
dieſer Tage, daß der Vorgang in Griechenland erſt am nächſten
Tage behandelt wurde, darf ſich nicht wiederholen. Unſre Leſer
ſind gewiß geneigt, die Schwierigkeiten zu berückſichtigen,
unter denen wir das Blatt herausgeben. Aber ein ſo wichtiges
volitiſches Ereignis durfte unter keinen Umſtänden unſern Le-
ſern um einen Tag verſpätet mitgeteilt werden. Es wird zu er-
wägen ſein, ob wir vorerſt das Blatt nicht lieber erſt mit dem
Nachmittagszug aus Magdeburg herſenden laſſen, nicht wie jetzt
mit dem Mittagszug, wenn dadurch die Sicherheit gewonnen
wird, daß der politiſche Teil durchaus aktuell iſt. Daß die Ar-
titel unſrer „Volksſtimme“, namentlich auch die Leitartikel, gern
geleſen werden, dafür liegen genügende Beweiſe vor. Zum
Peſſimismus haben wir keinerlei Anlaß. Wir dürfen im Gegen-
teil getroſten Mutes der Zukunft und unſrer guten Sache ver-
trauen. Aber wir dürfen die Augen nicht vor beſtehenden
Mängeln verſchließen, müſſen ſie offen zur Sprache bringen und
für ihre Abſtellung ſorgen. Auch mit den Bekanntmachungen,
die ſich auf die Ernährung beziehen, dürfen wir nicht dauernd
nachhinken.

An der lebhaften und vom Geiſte des gemeinſamen Jnter-
eſſes getragenen Ausſprache über die Preſſe beteiligten ſich zahl
reiche Genoſſen. Schließlich fand ein Antrag Thiele ein-
ſtimmige Annahme, welcher die Vereinsleitung in Verbindung
mit der Preßkommiſſion beauftragt, die Redakteurfrage ſofort zu
regeln, mit dem Druckort Vereinbarungen zu treffen, welche die
Sicherheit gewähren, daß der politiſche Teil aktuell iſt und über
die getroffenen Maßnahmen der nächſten Vereinsverſammlung
Bericht zu erſtatten.

Die meiſten Redner hatten ſich dafür ausgeſprochen, daß
wir lieber die „Volksſtimme“ erſt abends nach 7 Uhr austragen
laſſen wollen, wenn dadurch die gerügten Mißſtände beſeitigt

werden können. Jn den Sommermonaten würde das unbean-
ſtandet geſchehen können.

Die Wahlen zum Vorſtand und zu den Ausſchüſſen hat-
ten folgendes Ergebnis: Zum erſten Vorſitzenden wurde, nachdem
Genoſſe Garbe erklärt hatte, daß ſeine häufige Abweſenheit
vom Orte ihm nicht geſtatte, dieſes Amt fortzuführen, Genoſſe
Adolf Thiele gewählt, zum ſtellvertretenden Vorſitzenden und
Schriftführer Genoſſe Kleeis, zum Kaſſierer Genoſſe Wil-
helm Heine; Beiſitzer bleiben die Genoſſen Emmer
Döltz, Müller (Ammendorf) und Seidel (Nietleben). Die Preß-
kommiſſion ſetzt ſich zuſammen aus den Genoſſen Döltz,
Emmrich, Garbe, Koch, Martin, Pöſche (Ammendorf) und Witters.
Reviſoren ſind die Genoſſen Bandermann, Mandel und Sich-
ting. Zum Bezirksvorſtand gehören die Genoſſen Garbe,
Stöhr und Voß. Als Delegierter zum Parteitag am
12. Auguſt war in erſter Linie Genoſſe Witters vorgeſchlagen.
Da er jedoch einwendete, es werde ihm nicht möglich ſein, jetzt
einen ſo langen Urlaub zu bekommen, und nachdem Genoſſe Mar-
tin dasſelbe Vedenken erhoben hatte, wurde Genoſſe Garbe
gewählt. Den Genoſſinnen wird demnächſt Gelegenheit gegeben
werden, aus ihren Reihen eine Vertreterin zum Beirat und
eine Delegiertin zum Frauentag zu wählen.

Eine Kommiſſion zur Durchſicht des Vereinsſtatuts
und zu deſſen Anpaſſung an die beſtehenden Verhältniſſe wurde
auf Antrag des Genoſſen Schnabel eingeſetzt. Jhr gehören
an die Genoſſen Döltz, Garbe, Martin, Stöhr und Schnabel. Sie
konſtituierte ſich ſofort und wählte Schnabel zum Vorſitzenden.

Von verſchiedenen Seiten wurden wiederum Fälle mitge-
teilt, in denen die Unabhängigen bei unſern Mitgliedern Ver-
einsbeiträge einzukaſſieren ſuchten. Das iſt auch bei Genoſſen
geſchehen, von denen ganz genau bekannt iſt, daß ſie nicht zu den
Unabhängigen übergetreten ſind. Es wurde der Wunſch ge-
äußert, daß ſolchem Vorgehen mit aller Entſchiedenheit ent-
gegengetreten werde.

Mit der freudig gegebenen Zuſicherung, daß jeder ſeine
Kraft in den Dienſt unſrer Partei und die Entwicklung unſers
Blattes ſtellen wolle, wurde der Kreistag geſchloſſen.

Jn einer ſich unmittelbar anſchließenden Beſprechung des
Vorſtandes und der Funktionäre wurde dann noch die Redak-
teur- Frage geregelt. Ein Genoſſe, der in erſter Linie aus-
erſehen war, zurzeit aber in der Kriegsinduſtrie tätig iſt, war
leider nicht freigegeben worden. Von den andern vorliegenden
Bewerbungen wurde die des Genoſſen Wendemuth bevorzugt.
Er wird dieſer Tage die Redaktion übernehmen.

Auf die Verſammlung des Sozialdemokratiſchen
Vereins,

die heute Montag abend im „Volkspark“ ſtattfindet, ſei auch an dieſer

Stelle aufmerkſam gemacht. Genoſſe Otto Hue ſpricht über „Die
Bedeutung der kapitaliſtiſchen Kartelle, Truſte
und Monopole“. Jeder weiß, daß der internationale Kapitalismus
der wirkliche Schuldige an dem entſetzlichen Völkermorden iſt, das ſeit
3 Jahren Europa zerfleiſcht und entkräftet. Schon aus dieſem Grunde

iſt es von Wert, in die tieferen Geheimniſſe der kapitaliſtiſchen Frucht
bildungen, wie ſie durch die Kartelle, Ringe, Syndikate, Truſte und
Monopole dargeſtellt werden, eingeweiht zu werden. Und Genoſſe Hue
iſt eine berufene Kraft, über das Thema zu ſprechen. Da die Polizei
ſtunde den Schluß der Verſammlung um 11 Uhr bedingt, wird ſie
pünktlich 59 Uhr beginnen Gäſte haben Zutritt, auch ſolche, die
unſrer Partei nicht angehören.

Zur Parteiſpaltung in Halle.
Sollten das Scherze ſein? Nach dem Bericht des „Volks-

blattes“ über eine Verſammlung der hieſigen Unabhängigen am
vorigen Donnerstag hat deren Vorſitzender Albrecht „treffend
den Widerſpruch charakteriſiert, den Garbe und Genoſſen ſich zu-
ſchulden kommen laſſen“. Gerade ſie hätten vorher am lauteſten
„auspoſaunt“, die Minderheit müſſe ſich unter allen Umſtänden
der Mehrheit fügen; als aber am 6. Mai der Kreistag mit 116
gegen 13 Stimmen den Anſchluß an die Unabhängigen beſchloſſen
habe, hätten ſie ſich nicht gefügt. Das ſei „ein kraſſer Wider-

ſpruch gegenüber dem bisherigen Gerede“. Liegt auch ein mil-
dernder Umſtand darin, daß Albrecht es war, der ſich ſo äußerte,
ſo läßt doch die Tatſache, daß die Redaktion des „Volksblattes“
dieſe unglaubliche Begriffsverwirrung unkommentiert wieder-
gibt, darauf ſchließen, daß auch ſie mit dem Geſagten einverſtan-
den iſt. Das entſpricht nun freilich lediglich der kondenſierten
Unlogik, die ſeit Jahr und Tag vom „Volksblatt“ verzapft wird,
aber es erſcheint doch zweckmäßig, mit einem Worte darauf ein-
zugehen.

Wenn wir heute wie geſtern und morgen mit aller Ent-
ſchiedenheit betonen, daß ſich die Minderheit in einem demo-
kratiſchen Gemeinweſen in der Aktion, nicht in der Meinung,
unter allen Umſtänden der Mehrheit zu fügen habe, ſo kann das
ſelbſtverſtändlich nur Bezug haben auf Beſchlüſſe, die im Ge-
meinweſen und für dasſelbe gefaßt werden. Wenn aber der
Teil einer Körperſchaft, er ſei größer oder tleiner, beſchließt, aus
derſelben auszutreten, ein neues Gemeinweſen zu grün-
den, ſo kann ſagen wir es geradehergaus nur ein Narr
fordern, der Grundſatz, die Minderheit ſolle ſich der Mehrheit
fügen, müſſe auch auf dieſen Fall Anwendung finden. Das iſt
ſo unſinnig, daß man wirklich geneigt iſt, das Ganze für einen
mißlungenen Scherz zu halten. Der Tollheit wird die Krone
aufgeſetzt durch die Erwägung, daß es doch ganz zweifellos die
Unabhängigen waren und ſind, die ſich der Parteimehrheit zuerſt
nicht gefügt haben. Unter Mißachtung der demokratiſchen Grund-
lage für jede Gemeinarbeit trennten ſie ſich von der Geſamt-
partei. Und nun fordern dieſelben Leute, die das Sichfügen der
Minderheit unter die Mehrheit ſoeben durchbrochen haben, die
Mehrheit ſolle ſich dort, wo ſie örtlich in der Minderheit iſt, dieſer
unterwerfen. Höher geht's wirklich nicht. Und trotzdem werden
die Betreffenden ihre Verranntheit nicht eingeſtehen; ſie dür-
fen das nicht tun, weil ſonſt das ganze Gerüſt krachend zu
ſammenbracht, das ſie ſich errichtet haben.

Der gleiche Bericht des „Volksblattes“ gibt dann noch
längere Ausführungen wieder, die Redakteur Hennig in der
gleichen Verſammlung gemacht hat. Daß er uns die „Abge-
ſplitterten“ nennt, die anſcheinend keine Ahnung hätten von den
ſach lichen Unterſchieden, die ſeit Jahren in der Partei be
ſtehen, ſei ihm gern nachgeſehen. Er geſtatte uns, nur daran
zu erinnern, daß er ſelbſt im Herbſt 1914 trotz dieſer „ſachlichen“
Unterſchiede die Kreditbewilligung für richtig erklärt hat.
Dann hat ſich Hennig beſchwert über die Kampfesweiſe unſrer
„Volksſtimme“ gegen das „Volktsblatt“, „insbeſondere gegen ihn
ind einen Arbeiter“. Keine Notiz erſcheine „ohne ein pag
fauſtdicke Unterſtellungen und kräftige Schimpfereien“.
Es ſei natürlich „ganz ausgeſchloſſen“, daß er „auf dieſes Ni-
veau herabſteigen könne“. Der Kato des „Volksblattes“, der frei-
lich immer auch anders kann, wenn es ſein muß. iſt nie amü-
ſanter, als wenn er ſich mit der Toga des guten Tones umhüllt.
Er, der ſeit Jahr und Tag uns in wüſteſter Weiſe, ohne nur die
Spur wirklicher Beweiſe beizubringen, der ſchwerſten Verräte-
reien an der Partei und dem Proletarjat bezichtigt, kann „natür-
lich nicht auf unſer Niveau „herabſteigen“. Und wie ſteht es
in Wirklichkeit um die fauſtdicken Unterſtellungen“ und „träf-
tigen Schimpfereien“? Geſagt hat Hennig das nach ſeinem eig-
nen Bericht. Aber angeführt hat er nur „eine Blütenleſe von
Kraftausdrücken“. Daß wir Kraftausdrücke gebraucht
haben und auch fernerhin werden gebrauchen, daß wir den „Ar-
beiter“, von dem Hennig geſprochen hat, nämlich Banſe, eine
aufgeblaſene Null genannt haben und Hennig ſelbſt für einen
politiſchen Kindskopf halten, verhehlen wir nicht. Das mögen
Kraftausdrücke ſein, aber ſie ſollen. Werturteile darſtellen,
haben alſo nichts gemein mit Schimpfereien im üblichen Sinne.
Wer jedoch will, mag die Ausdrücke immerhin ſo nennen; wir
hindern ihn nicht daran. Hennig ſoll aber. eine einzige der „fauſt-
dicken Unterſtellungen“, die angeblich jede Notiz der „Volts-
ſtimme“ enthält, anführen. Er wird zu ſeinen Worten ſtehen
müſſen, wenn ihn nicht der Vorwurf bewußter Unwahrheit
treffen ſoll.

Unſrer „Volksſtimme“ fällt die Aufgabe zu, den Wuſt von
falſchen Vorſtellungen und direkten Verleumdungen unſrer Partei
zu zertrümmern, den das „Volksblatt“ unter Hennigs Leitun,,
in ſtarrer Beharrlichkeit aufgetürmt hat. Wir werden dieſe
Aufgabe gerecht werden, mag man ſich darüber auf der andern
Seite ärgern oder freuen. Wir bleiben ſachlich, wo das möglich
iſt und werden perſönlich werden müſſen, wo das nicht umgange
werden kann. Die unerläßliche Auseinanderſetzung mit den Un-

Der Tanz des Todes.
Von W. Wladimirow.

Aus dem Ruſſiſchen von Viktor Kalinowſti.

(3. Fortſetzung.)

Die militäriſche Eskorte forderte ihn in barſchem Ton
auf, den Platz zu verlaſſen. Er bewegte ſich nicht, ſah nicht,
was um ihn vorging. Wie verzaubert ſtand er da! Ge-
waltſam führte man ihn hinaus. Die Soldaten faßten ihn
unter die Arme und halfen ihm von hinten mit Gewehr-
kolben nach. Tags darauf berichteten die Morgenblätter,
der Arbeiter Theophil Jaronowſki aus Lodz, ein Deutſcher,
wurde vom Kriegsgericht zum Tode durch den Strang wegen
Mordverſuchs an einem Koſaken verurteilt.

Am nämlichen Tage mittags ſpielte ſich vor dem Por-
tal des Gerichtsgebäudes folgende Szene ab: es erſchien
eine ärmlich gekleidete Frau, eine Greiſin, und lenkte ihre
Schritte ſtracks der Eingangstür zu. Bajonette kreuzten
ſich vor ihr, während die Wache ſie flegelhaft anherrſchte:

„Was willſt Du hier, ſataniſche Vettel? Wo iſt die
Einlaßkarte?“

„Welche Einlaßkarte?“ war die ſtrenge Antwort. „Jch
muß mit dem Gericht, den Generalen, ſprechen. Einen un-
ſchuldigen Menſchen verurteilten ſie zum Tode! Wozu
alſo die Einlaßkarte? Platz da!“

Sie achtete nicht auf die drohende Haltung der Sol-
daten, ſondern verſuchte den Eingang zu erreichen. Die
Soldaten waren aber unerbittlich.

Jn dieſem Augenblick kam zufällig ein Gerichtsſekretär
heraus. Die arme Frau flehte ihn kniefällig an:

„Hochverehrter Herr! Hängen Sie oder morden Sie
mich, aber erhören Sie meine Bitte! Jaronowſki hatte nach
dem Koſaken nicht geſchoſſen, ſondern ein ganz andrer
Mann. Jch werde ihn nennen und Beweiſe vorlegen, denn
mit eignen Augen habe ich das geſehen. Jaronowſti iſt voll
ſtändig unſchuldig! Laßt ihn nicht hinrichten! Jch ſchwieg
ſo lange, weil ich dachte, Jhr werdet einen völlig ſchuldloſen

Menſchen nicht zum Tode verurteilen. Aber das iſt jetzt
geſchehen ich täuſchte mich deshalb kam ich, ihn zu
retten

Die Frau nannte den wirklich Schuldigen.
Jnhaftierung bekannte er ſeine Schuld.

Das Urteil wurde an Jaronowſtki nicht vollzogen, viel-
mehr wurde die Sache einem neuen Verfahren überwieſen.

Allzuoft kamen ähnliche Fälle vor.
Es wurde z. B. ein gewiſſer Oranowſki wegen Ermor-

dung eines Gendarmen zum Tode verurteilt. Als Ver-
teidiger fungierte der vereidigte Advokat Berſon. Nach
der Urteilsverkündung fand man den wirklichen Täter.
Glücklicherweiſe hatte man das Urteil noch nicht vollſtreckr.
Aehnlich erging es dem Arbeiter Pilaſchek. Zuerſt verur-
teilte ihn das Gericht zum Tode durch den Strang, dann
unterſuchte es die Angelegenheit von neuem und verurteilte
ihn zur Zwangsarbeit in den ſibiriſchen Bergwerken; wie-
der wurde ſeine Sache unterſucht, infolgedeſſen er den
Strafkolonien eingereiht werden ſollte, bis er endlich nur
noch zwei Monate Gefängnis erhielt. Seine Verteidigung
führte der vereidigte Advokat Lemanfki.

Jn einem andern Falle überantwortete man dem Tode
einen gewiſſen Rolnik, der aber ſpäter freigeſprochen werden
mußte. Der vereidigte Advokat Sborowſki fungierte als
ſein Verteidiger.

Wegen Ermordung des Bezirksvorſtehers von Nowo-
minſk verurteilte man zum Tode durch den Strang fünf
junge Leute: Wojciechowſki, Jaworſki, Schamborfſtki,
Schuba und Piorunkewitſch. Am Tage nach der Urteils-
verkündung wurde der wirkliche Täter dingfeſt gemacht.
Dieſe Angelegenheit führte der vereidigte Advokat Le
manſki.

Schon ausden paar angegebenenveiſpielen iſt zu erſehen,
wieviel unſchuldige Menſchen zum Tode verurteilt wurden.
Nur ein glücklicher Umſtand rettete ſie vor dem Tode, der
ſchon andre Opfer eines im Blute watenden Gerichts am
Galgen erleiden mußten.

Nach ſeiner

Es genügt zu hören, wie der älteſte Henker, der Kriegs-

gerichtsvorſitzende General Doroſchewſki, das Urteil verlieſt.
Befriedigung durchzittert ſeine Stimme. Langſam ſpricht
er jedes Wort aus und mit Wohlgefallen betont er die
Stellen, die eine verhängnisvolle Bedeutung haben. Auf-
merkſam hört er ſeiner eignen Stimme zu. Dann ergötzt
er ſich. Hin und wieder herrſcht er mit lauter Stimme
die Angeklagten und die Verteidiger an. Bei den Worten:
„Das Gericht erkennt auf Verluſt der ſtaatsbürgerlichen
Rechte macht er eine lange Pauſe und blickt den zum
Tode Verurteilten gerade ins Geſicht, indem er ſich an ihren
quäleriſch erwartungsvollen Mienen weidet. Mit einem
leichten Lächeln in den Mundwinkeln ſetzt er dann hinzu:
„und verurteilt den Angeklagten zum Tode!“ Die letzten
Worte ſpricht er mit ſo lauter Stimme aus, daß es mit
donnerndem Echo im ganzen Saale ſchallt, an den hohen
Säulen ſich bricht und die Herzen der Verurteilten mit
Angſt und Schrecken erfüllt. Doch der Henker triumphiert

Es iſt überaus ſchwer, noch grauſamere und böswilligere
Menſchen zu finden, wie es die Generale Doroſchewſki,
Schwejkowſki und Milkow ſind. Solche Beſtien findet man
ſogar unter den gewöhnlichen Henkern nicht. Jn dieſer Hin-
ſicht unterſcheiden ſich die letzteren von ders Mehrheit unſrer
Beamten in keiner Weiſe. Manche werden dieſes Handwerks
überdrüſſig und werden von Gewiſſensbiſſen gepeinigt: in-
dem ſie Menſchen aufknüpfen, bemühen ſie ſich, ihre Qualen
zu verkürzen und den Tod zu beſchleunigen.

Auf meinen Wandrungen durch die Gefängniſſe und
Etappen kam ich öfters mit Henkern zuſammen und plau-
derte mit ihnen. Sie wurden Henker, um ihre Lage im
Gefängnis zu verbeſſern und ihre Strafzeit zu reduzieren.
Einige von ihnen retteten dadurch ihr Leben, denn wer
die ſchimpfliche Rolle des Henkers übernahm, dem wurde
die Todesſtrafe in die Katorga umgewandelt. Zuweilen
empfanden ſie Reue. Von Gewiſſensbiſſen gequält, endeten
ſie durch Selbſtmord an demſelben Strick, an dem ſie vor-
her eigenhändig die Delinquenten aufknüpften.

(Fortſetzung folgt.)



abhängigen kann ſich nicht nach den Anſtandsregeln für höhere
Töchter vollziehen. Gerade das „Volksblatt“ hat ſtrupellos ge-
beitet, daß es ſich nicht über die Späne wundern darf, die
ihm noch ins Geſicht flieger werden. Sein ganzer Feldzug gegen
Parteimehrheit und Parteivorſtand ſtützte ſich auf perſönliche Ver-
unglimpfungen. Es ſoll ſich nicht beklagen, wenn ihm zwar nicht
Gleiches mit Gleichem vergolten, aber der Katze die Schelle um-
gehängt und auf einen Schelmen anderthalber geſetzt wird. Mag
ſich Hennig in der Poſe des Anſtanbslehrers gefallen, ſo oft er
will; das ſei ihm unbenommen. Zunächſt nenge er die „fauſt-
S Unterſtellungen“, wenn er nicht ein Lügner genannt ſein
will.

Wer ſchimpft? Genoſſe K. widmet dem „Volksblatt“ die ſol-
genden Zeilen Jn der letzten Parteiverſammlung der Unabhängigen
in Halle behauptete wieder der Redakteur Hennig, die „Volksſtimme“
könne nichts andres als ſchimpfen. Wie unſchuldsvoll ſei dagegen das
„Volksblatt“, kein Engel iſt ſo rein. Jn Wirklichkeit hat aber das
„Volksblatt“ alles Augenmaß darüber verloren, was geſchimpft und
was nicht geſchimpft iſt. Jn jeder Nummer des „vVolks-
blattes“ auch in jener, in der man ſich über unſer
angebliches Schimpfen aufhält wimmelt es jeit langem nur
ſo von Schimpfwörtern gegen uns. Die Worte Umlerneſozialiſten, Re
gierungsſozialiſten, Jmperialſozialiſten uſw. findet man gleich zu
Tutzenden. Geſchieht das nicht zu dem offen erſichtlichen
Zwecke, uns zu beleidigen und herabzuſetzen WWeiß
denn das „Volksblatt“ gar nicht mehr, was geſchimpft iſt? Wie liegen
denn aber auch die Dinge in Wirklichkeit? Zuerſt lernte das
linksſtehende „Volksblatt“ um. Nach Ausbruch des Krieges
war es lange Zeit unter der nicht beſtreitbaren Wucht der Tatſachen
ganz genau ſo „ſozialpatriotiſch“, „regierungsſozialiſtiſch“ ufw., wie
man das uns jetzt vorwirft. Dann lernte man wieder um und
wurde rrradikal. Das heißt, man legte ſich nur die Löwen-
haut um: in der Praxis ſelbſt na, wir wollen nicht darauf
eingehen. Iſt nun die Tatſache, daß wir nicht immer im Tempo des
Umlernens folgen können, Urſache, fortgeſetzt mit „Umlerneſozialiſten“,
„Regierungsſozialiſten“ uſw. zu ſchimpfen Wollten wir wirklich auch
ſchimpfen und Gleiches mit Gleichem vergelten, ſo hätten wir längſt
ſchon für unſre Widerſacher auch ein geeignetes Wort anwenden ſollen.
Es wäre ein ſolches nicht ſchwer zu finden, z. B. Maulſozialiſten.
Wir werden es uns aber überlegen. Sollte ſich in dem Punkte das
„Volksblatt“ nicht eines größern Anſtandes befleißigen, ſo werden wir
in Zukunft auf jeden Regierungsſozialiſten einen Manlſozialiſten
ſetzen.

Eine Lohnſtatiſtik der Halliſchen Arbeiterſchaft.
Allgemeine brauchbare Lohnſtatiſtiken ſind eine große Sel-

tenheit, weil hierauf die amtlichen Stellen ſeither keinen großen
Wert gelegt haben. Zuverläſſige allgemeine Lohnnachweiſungen
zrhält man heutzutage nur auf Umwegen, indem man die Lohn-
anzeigen. die zu andern Zwecken gemacht werden, hierzu ver-
arbeitet. Solche Hilfsmittel bieten die Geſchäftsberichte
der Krankenkaſſen. Bekanntlich muß jeder Verſicherte
unter Angabe ſeines Arbeitsverdienſtes bei der zuſtändigen Kran-
tentaſſe angemeldet werden, die ihn dann einer ihrer „Lohn-
jtufen“ zuteilt. Aus der Zahl der Zugehörigen zu den ver-
ſchiedenen Lohnklaſſen laſſen ſich dann Rückſchlüſſe auf die Lohn-

11verhältniſſe der Arbeiterſchaft ziehen. Muß doch heute faſt
nahmslos jede gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigte Perſon der
Krapkenverſicherung angehören.

ſ Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe der Stadt Halle ringe
in ihrem letzten Jahresbericht auch Angaben über die Beſetzung
der einzelnen Lohnklaſſen nach dem Stande von Ende September
.916. Aus einer Umrechnung erhält man folgende Lohnſtatiſtik:

Arbeitsverdienſt Männliche Perſonen Weibliche Perſonen
pro Tag überhaupt v. Hundert überhaupt v. Hundert

Keinen Lohn 741 5,4 190 1,1bis 1,25 Mark. 2203 16,0 3790 21,31,26 bis 1,75 Mark 723 5,3 2015 11,71,76 2, 702 5,1 702 40,42,51 3,50 1165 8,5 2900 16,73,51 50 2395 17,4 1020 5,951 5,50 2690 19,6 315 1,85,51 und mehr 3118 227 195 II
Zuſammen 13737 100,0 17445 100,0

Jm allgemeinen muß geſagt werden, daß, gemeſſen an den
heutigen Koſten des Lebensunterhalts, die Löhne doch noch recht
veſcheidene ſind und die vielfachen Behauptungen von den
ungemeſſen geſtiegenen Löhnen meiſt in das Reich der Fabel ge-
hören. „Bemerkenswert iſt zunächſt, daß noch 931 Beſchäftigte
vorhanden ſind, die überhaupt keinen Lohn, auch keine freie Ver-

pflegung erhalten. Es ſind das die Lehrlinge, die „aus-
gebildet“ werden. Die verhältnismäßig große Zahl von männ-
lichen Perſonen mit einem Tagesverdienſt bis zu 1,25 Mark ſind
ebenfalls größtenteils Lehrlinge, aber mit den üblichen gering-
fügigen Entſchädigungen. Es iſt noch nicht einmal die
Hälfte der männlichen Verſicherten, die einen Tagesverdienſt
von mehr als 4,51 Mark hat. Bei den weiblichen Perſonen liegt
der Schwerpunkt in den Lohnſtufen mit dem Tagesverdienſt von
1,76 Mark bis 3,50 Mark. Der Lohnſtufe mit dem Verdienſt bis
zu 1,27 Mark gehören beſonders viele Aufwartefrauen, Zeitungs-
trägerinnen uſw. an. Der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe ge-
hören einige große Betriebe beſonders der Metallinduſtrie nicht
an. Möglich, daß dieſe den Durchſchnitt etwas nach oben drücken

würden.

Die Verſorgung der Stadt mit Butter.
Der Landkreis Kottbus ſollte die Stadt Kotthus mit

einer größern Menge von Butter verſorgen. Vergeblich verſuchte
der Landrat des Kreiſes, zu erwirken, daß die Landwirte die er-
forderliche Menge von Butter freiwillig an die Sammelſtellen
zwecks Lieferung nach der Stadt Kottbus ablieferten. Der Kreis-
ausſchuß erließ darauf am 15. November 1916 eine Zwangs-
anordnung, in der beſtimmt wurde: „Alle Kuhhalter haben un-
beſchadet ihres eignen Bedarfs die in ihrem Betrieb gewonnene
Milch an die Molkerei abzuliefern, der ſie nach dem der Anord-
nung angeſchloſſenen Verzeichnis zugewieſen ſind.“ Das Ver-
buttern wurde verboten.

Der Landrat gielt cuch in den verſchiedenſten Orten Vor
träge über die Notwendigkeit der Befolgung der Anordnung. Jm
Orte Diſſen, der der Molkerei Burg zugewieſen war, kamen
trotzdem Uebertretungen vor. Der Landwirt Schulze in
Diſſen lieferte die 8 Liter Milch, die nach Deckung ſeines eignen
Bedarfs täglich überſchüſſig waren, nicht an die Molkerei in Burg
ab und ſchaffte ſie auch nicht zur Bahn nach Sielow, damit ſie die
Eiſenbahn von dort mit nach Burg nehme, was der Landrat ſtatt
der direkten Ablieferung nach Burg für zuläſſig erklärt hatte.
Der Angeklagte verbutterte vielmehr die 8 Liter Milch und über-
gab dieſe Butter der früher eingerichteten Sammelſtelle. Schulze
wurde vom Landgericht in Kottbus zu einer Geldſtrafe von
100 Mark verurteilt.

Das Kammerge richt verwarf ſeine Reviſion mit fol-
gender Begründung: Wenn ſich auch die Anordnung des Kreis-
ausſchuſſes nur auf die Bekanntmachung des Kriegsernährungs-

Milch betrifft und an ſich Maßnahmen der hier vorliegenden Art
nicht vorſchreibt, ſo um aſſe doch dieſe Bezugnahme z u e
eine Bezugnahme auf die Bundesratsverordnung vom 20. Juli
1916, die Speiſefette betreffend, denn die Bekanntmachung vom
3. Oktober ſei nur eine Verordnung zur Ausführung der Bundes
ratsverordnung vom 20. Juli 1916. Dieſe grundlegende Ver-
ordnung gebe aber durch ihren S 14 den Kommunalverbänden
das Recht, die Halter von Kühen zur Milchlieferung an Mol-
kereien zu verpflichten, ſoweit es zur Sicherung des Fett-
und Milchbedarfs erforderlich iſt. Demnach ſei die Anordnung
des Kreisausſchuſſes rechtsgültig. Zu ihrem gültigen Beſtand-
teil ſei auch die angehängte Aufſtellung der in Frage kommen-
den Molkereien geworden. Auch umfaſſe die Ablieferung
im Sinne der Kriegsverordnung die Bewirkung des
Transports durch den Verpflichteten. Der An-
geklagte hätte alſo die Milch zur Molkerei bzw. zum Bahnhof
in Sielow, entſprechend dem Entgegenkommen der Behörde,
ſchaffen müſſen.

F Vom ſtädtiſchen Leihamt. Faſt die geſamte Einnahme des
auf 48 800 Mark veranſchlagten Haushalts entſtammt den Zinſen für
ausgeliehene Pfandgelder, nämlich 44 500 Mark. Weitere 920 Mark
ergeben ſich aus Verſteigerungsgebühren, 1500 Mark aus verjährten
Auktionsüberſchüſſen, 1150 Mark aus Zinſen im Kontokorrentverkehr,
230 Mark qus der Wohnungsmiete des Jnſpektors Jander, 90 Mark
aus der des Kaſtellans Göricke und der Reſt aus andern kleinen Poſten.
Jn den Ausgaben ſpielen die perſönlichen Koſten die Haupt-
rolle. 27 000 Mark werden für Gehälter, Bureauhilfe, Ruhegehälter
und Hinterbliebenenfürſorge gebraucht. Weitere 4400 Mark werden für
ſächlich e Koſten beanſprucht, für Entſchädigungen, Unterhaltungen,
Waſſer, Beleuchtung, Heizung, Materialien aller Art, Feuerverſicherung,
Verſicherung gegen Einbruchsdiebſtahl, Schadenerſatz für Pfänder uſw.
Der Schuldendienſt erfordert die reſtlichen 17 400 Mark. Die Bau-
ſumme des Leihamtsgebäudes hat 200 000 Mark betragen. Sie ſteht
noch mit 119 690 Markt zu Buche und erfordert an Zinſen und Rück-
zahlungen 9000 Mark. Weitere 6000 Mark ſind an die Sparkaſſe zu
zahlen als 4 Prozent für das vorgeſtreckte Betriebskapital von 150 000
Mark. 1920 Mark ſind Zinſen für die weiterhin zur Verfügung geſtellten
Betriebsmittel von 48 000 Mark. Der Reingewinn iſt auf 500 Mark
veranſchlagt. Er fließt der Armenpflege zu.

Frühkartoffeln mit Sand. Trotz der beſchämenden Vor-
kommniſſe im vergangenen Jahre tritt die „Deutſche Tages-
zeitung“ wiederum dafür ein, daß Frühkartoffeln „mit der an
haftenden Erde verladen werden“. Sie ſucht dieſe Forderung
damit zu begründen, daß die Schale der Frühkartoffel zu empfind-
lich ſei, um nach einer gewiſſen Reinigung noch einen längern
Transport zu vertragen. Darüber mögen ſich unvoreinge-
nommene Sachverſtändige der Reichskartoffelſtelle maßgebend
äußern. Jnzwiſchen bleibt es ſtark auffällig, daß dieſe Empfind-
lichkeit jetzt ſo viel ſtärker als in Friedenszeiten in den Vorder-
grund gerückt Jſt der Verſand der Kartoffeln mit allem
Drum und Dran wirtſchaftlich nötig, ſo darf er nur gegen ent-
ſprechende Schmutzabzünge geſtattet ſein, und zu deren Feſt-
ſtellung find energiſche Beauftragte nötig. Auf keinen Fall aber
darf von Habſucht diktierte Mißwirtſchaft wieder ſo weit
gehen, daß ſchließlich ſogar der Verbraucher noch 10 Prozent
Sand und Steine erhält, welche die etwaige frühere
Verbindung mit den Kartoffeln längſt verloren haben. Denn
letzten Endes kommt es auf dasſelbe hinaus, ob die Hausfrauen
10 Prozent verfaulte Kartoffeln oder die gleiche Menge Erde
in Kauf nehmen müſſen. Nur liegt der zweite Fall inſofern
ſchlimmer, als er zunächſt gewiſſenloſen Verladern Gelegenheit
zu unehrlichem Verdienſt bietet.

Ans dem Polizeibericht. Vermutlich durch Funkenflug einer
Lokomotive geriet an der Pfännerſchaftsbrücke befindliches abgemähtes
Gras in Brand. Die herbeigerufene Feuerwehr konnte nach ſtündiger
Tätigkeit wieder abrücken. Abends wurde die Wehr zur Beſeitigung
eines Küchenbrandes nochmals nach der Nickel-Hoffmann-Straße ge
rufen. Auch hier konnte die Wehr nach kurzer Tätigkeit wieder ab-
rücken. Ein Kochlehrling ſtürzte ſich nach erfolgter Zurechtweiſung
aus dem dritten Stockwerk eines am Marktplatz befindlichen Grundſtücks
auf die Straße. Er war ſofort tot. Die Leiche wurde nach dem
Nordfriedhof gebracht.

wird.

die

Aus der Parteibewegung.
Die ſtreitenden Brüder.

Die „Radikalen“ und „Radikalſten“ bezeugen ſich
mit löblichem Eifer, daß weder die eine noch die andre Gruppe
den Talisman des allein echten Radikalismus beſitzt
und daß ihren Führern die perſönlichen Eigen-
ſchaften fehlen, gewaltigen Zeiten gerecht zu werden.
Kürzlich rempelte die Bremer „Arbeiterpolitik“ die Haaſeaten-
ſchaft derb an; nun antwortet das Berliner „Mitteilungsblatt“
nicht minder ſchwungvoll:

Neben ſonſtigen Verſtiegenheiten, von denen dieſe, wie
die meiſten Nummern der „Arbeiterpolitit“ wimmeln, heißt es
dann: „Die Unabhängige ſozialdemokratiſche Partei Deutſch-
lands iſt eine Verhöhnung der Klaſſenkämpfer. Sie iſt wie die
Sozialdemokratie alten Stils der wandelnde Gegenſatz zwiſchen
Worten und Taten uſw.“ Auch Genoſſe Dittmann wird auf
Grund ganz ſummariſcher und unzuverläſſiger Zeitungs-
berichte von dem überreizten Skribenten ankrateelt, was
Genoſſe Dittmann wohl verſchmerzen wird.

Es genügt, wenn man ſolche exaltierten Schreibübungen
einmal niedriger hängt. Die aufmerkſamen Leſer des „Mit-
teilungsblattes“ werden ohnehin wiſſen, daß alle An würfe
auf die Unabhängige Partei in Fragen der Stockholmer Kon-
ferenz haltlos und unwahr ſind. Jm übrigen warten wir
Tag für Tag aufdie großen „Taten'“, die die Bremer
im Gegenſatz zur Unabhängigen Sozialdemokratie in dieſer
Kriegszeit vollbringen werden. Glauben die Leutchen
wirklich, daß die deutſchen Arbeiter, von denen
viele erſt das Abe des Sozialismus und die Grundbegriffe
des Klaſſenkampfes lernen müſſen, mit ſolchen über-
hitzten und verſtiegenen Tiraden, mit denen man
wohl einem kleinen Kreiſe intellektueller Fanatiker imponieren
kann, zu Maſſenaktionen und zum Verſtändnis des Sozialis-
mus er zogen werden können?

Die Unabhängigen fragen, was die Linkeſten erreicht
haben; aber was in aller Welt berechtigt ſie zu dieſer vorwurfs-
vollen Frage, denn was haben ſie ſelbſt erreicht?

Gegen die Zerſplitterung der Jugendbewegung. Eine von
72 Delegierten beſchickte Konferenz der Vertreter der Partei-
organiſationen, Gewerkſchaftskartelle und Jugendausſchüſſe in
Rheinland und Weſtfalen, die am 10. Juni in Düſſeldorf
tagte, nahm mit allen gegen 14 Stimmen eine Reſolution an,
durch die erklärt wurde, „daß ſie nach wie vor auf dem Boden der
Beſchlüſſe des Nürnberger Parteitags und des Hamburger Ge-werkſchaftskongreſſes ſtehen und demgemäß die Arbeiter Jugend

als das Organ betrachten, das allein zur Belehrung und Jnter-
eſſenvertretung des proletariſchen Nachwuchſes in Frage kommen
kann. Sie verurteilen auf das entſchiedenſte alle Spaltungs-
beſtrebungen und erwarten von allen Korporationen der moder-
nen Arbeiterbewegung, daß ſie mit größter Energie für die Auf-
rechterhaltung der Geſchloſſenheit und die weitere Stärkung der

Genoſſenſchaftstag.
Jn Nürnberg tritt am Montag der Zentralverband

deutſcher Konſumvereine zu ſeinem diesjährigen Genoſſenſchafts-
tag zuſammen; die Tagungen der Großeinkaufs- Geſellſchaft und
der Verlagsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine und andrer ge-
noſſenſchaftlicher Geſamtverbände ſchließen ſich an. Der Krieg
hat die deutſchen Konſumvereine nicht davon abhalten können,
wie in Friedenszeiten alljährlich die Berichte über die Geſchäfts
führung entgegenzunehmen und die ſchwebenden Verbands wie
Wirtſchaftsfragen zu erledigen.

Ebenſowenig hat der Hrieg das Wachstum der deut-
ſchen Konſumvereinsbewegung aufzuhalten vermocht.
Die Zahl der dem Zentralverband angeſchloſſenen Konſumvereine
iſt in den 14 Jahren ſeines Beſtehens von 685 auf 1110 geſtiegen,
die Zahl der dieſen Vereinen angeſchloſſenen Mitglieder
von 575 449 auf 2 063 404, der Geſamtumſatz der Konſumvereine
von 176 Millionen Mark auf 743 Millionen, der Wert der in
eigner Produktion hergeſtellten Waren von 15 auf 191 Millionen.
Das eigne Kapital wurde mehr als verfünffacht, 96 Mil
lionen zu 18 Millionen im Jahre 1903, das fremde Kapital noch Die „V
ſtärker, von 22 Millionen auf 206 Millionen, vermehrt. Dem mäußern Wachstum entſpricht das innere, die Organiſation iſt in ö.
jeder Weiſe ausgebaut worden, der Umſatz auf den Kopf des

Mitglieds bedeutend geſtiegen. 9Von dem letzten Wirtſchaftsjahr ſagt der in einem Bande
von 750 Seiten erſtattete Jahresbericht, daß die Konſumverein m
an äußerer Stärke und innerer Kraft gewonnen hätten wie noch
nie in einem Jahre zuvor, ſelbſt nicht in den günſtigſten Frie
densjahren. Jn dieſem einen Jahre wuchs die Mitgliederzah!
um mehr als 200 000, der Umſatz im eignen Geſchäft um 83 Mi
lionen, wobei allerdings zu berückſichtigen iſt, daß dieſe Steig
rung ebenſo guf die Teurung wie auf wirklich vermehrten Um
ſatz zurückgeht, der Verkauf von eigenerzeugten Waren um
26 Millionen Mark und die Zahl der in den Konſumvereinen be-
ſchäftigten Perſonen um neue 2000, ſo daß ſie jetzt 25 000 über-
ſchritten hat. Nur die Großeinkaufs- Geſellſchaft deutſcher Kon
ſumvereine hat durch die Ausſchaltung des Großhandels in W
weitem Umfang einen Umſatzrückgang erlitten. dTrotzdem dieſe Zurückdrängung der Großeinkaufs-Geſell er den
ſchaft für bedauerlich und unberechtigt erklärt wird, drückt der gege
Jahresbericht doch die Ueberzeugung der Konſumgenoſſenſchaften der de
aus, daß die ſtaatliche Organiſierung der Volkswirtſchaft in der erwide
Kriegszeit eine unbedingte Notwendigkeit war, und daß der Ver- Jan n
ſuch, den freien individualiſtiſchen Warenaustauſch weiterzube- lang
laſſen, Volk und Land rettungslos in den Abgrund geſtürzt hätte. freund
Ueber die Maßnahmen, die zur Sicherung der deutſchen notwen
Volksernährung im Kriegsjahr 1916 ergriffen worden
ſind, erſtattet das Mitglied des Kriegsernährungsamts und Vor-
ſtandsmitglied des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine

gar nie
mit de

Dr. Auguſt Müller, im Jahrbuch des Verbandes einen ganz den U
ausführlichen, überwiegend aber rein referierenden Bericht. Die daß es
Maßnahmen zur Volksernährung werden dew Genoſſenſchaftstag zitträgl
noch beſonders beſchäftigen und ihm Anlaß zur Stellungnal e ſtändert
geben. 4

Jm übrigen wird ſich der Genoſſenſchaftstag, abgeſehen von ſeiner v
der Entgegennahme der zahlreichen alljährlich wiederkehrenden befreien
Rechenſchaftsberichte, beſonders mit der Frage zu beſchäftigen Di
haben, wie den Konſumgenoſſenſchaften beſſer als bisher ein e
öffentlichrechtliche Vertretung in den berufenen dürfen
Handelsorganiſationen, zugleich als Wortführer der Verbraucher, betrifft,
geſichert werden kann. Weiter wird der Leiter des konſum- ſidenten
genoſſenſchaftlichen Fortbildungsweſens, Adolf Rupprecht, darauf
der jetzt gleichfalls als Sekretär Dr. Auguſt Müllers dem Kriege
ernährungsamt angehört, über die Vorarbeiten ſprechen, die zum
Ausbau der genoſſenſchaftlichen Bildungsarbeit alsbald nach
Wiederkehr des Friedens ſchon jetzt in Angriff genommen ſind.

Die deutſchen Konſumgenoſſenſchaften umfaſſen gegenwörtig
ſchätzungsweiſe 254 Millionen Familien, davon über 2 Millionen
im Zentralverband. Sie erübrigen jährlich rund 50 Millionen.
Sie erſtrecken ſich auf alle Volkskreiſe, der Anteil der Mitglieder,
die nicht zur Arbeiterklaſſe gehören, iſt auf über ein Viertel ge-
ſtiegen. Ein Fünftel der Mitglieder ſind Frauen. Politiſch
halten ſich die Genoſſenſchaften neutral und werden daher er-

der Wel.
da muß

einige

don übet
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ſei, und
Ein neue

freulicherweiſe auch durch den Parteiſtreit daher nicht berührt Aufruf
So ſtellen ſie ein eigenartiges zukunftsreiches Gebilde dar, das einigung
ſich im Kriege auch ſtaatliche Anerkennung im vollen Umfang er eine hal
worben hat und gehen einer reichen Zukunft entgegen. Entwede

Wir werden über die Verhandlungen berichten. Glaube g
ſein wie
gründet 1

Kleine Chronik. ſt eine
Der „blinde“ Paſſagier.

An einem der letzten Abende bemerkte ein Eiſenbahnſchaffner i
dem um 9 Uhr 21 Minuten auf Bahnhof Kaſſel eingelaufenen
Halle-Kaſſeler Perſonenzug einen vierzehn Jahre alten Knaben iw
Bremshäuschen. Bei ſeiner Vernehmung ſtellte ſich heraus, daß der
Junge von Berlin aus, mit einer Bahnſteigkarte verſehen, nach
Kaſſel als „blinder“ Paſſagier gefahren war. Auf weiteres Befrager
erklärte der jugendliche Abenteurer, daß er zunächſt nach Schneidemühl

und dann nach Kaſſel gereiſt ſei. Sein eigentliches Reiſeziel e
Frielendorf, wo er ſeinen Onkel, einen Schneidermeiſter, beſuchen Auf
wollte. Eine telephoniſche Anfrage der re in Frielendorf be Volk
ſtätigte die Angaben des Knaben, der nun auf ſeine Bitte hin von da o olks p

Verlin ta
neten Dr.
gehende

und Stac
Ausdruck
von ihne
des Weltf

Kaſſeler Armenverwaltung eine Fahrkarte nach Frielendorf erhielt
nachdem ſich ſein Onkel zur Zahlung bereit erklärt hatte.

Eine ſchwere Bluttat.
Am Freitag geriet in Neudorf bei Beuthen der Gruben

arbeiter Kray mit ſeinem Hauswirt, dem Bäckermeiſter Safonz,
in Wortwechſel. Kray ſchoß den Bäckermeiſter ſowie ſeine hinzueilende
31jährige Tochter nieder. Der Vater iſt tot, die Tochter leben
gefährlich verletzt. Eine 22jährige Tochter wurde ebenfalls ſchwer ver
wundet. Ein hinzukommender Kaſſierer Wollny wurde durch einen Der
Schuß niedergeſtreckt und ſtarb auf der Stelle. Jnzwiſchen erſchien kratiſchen
die Polizei, die die Verfolgung des flüchtigen Mörders aufnahm. Als land und
die Beamten Kray ergreifen wollten, richtete dieſer den Revolver gegen die Vor
ſich ſelbſt; er war ſofort eine Leiche. Bäckermeiſter Sajonz hinterläß ich
9 Kinder; mehrere Söhne ſtehen im Felde. Ich l u ß

Raubmord in Hannover. G begrün
Aus Hannover wird gemeldet: Eine Belohnung von 1000 Mar

ſetzte die Staatsanwaltſchaft auf die Ergreifung des Mörders des über
ſiebzig Jahre alten Schankwirts Hermann Harmelins in de

zunächſt a
habe, und

Luiſenſtraße aus, der in ſeinem Lokal mit durchgeſchnittener Ebe
Kehle tot aufgefunden wurde. Ein Brieftaſche mit mehreren hunden e chieum
Mark ſowie eine goldene Uhr mit Kette und ein goldener Diaman“ we nig!

ring ſind geraubt. eſensNMurg

Die Exploſion in Aſhton under Lyne u
bei Mancheſter wird von einem Korreſpondenten in Aſhton al
fürchterlich geſchildert. Durch die Exploſion, die am Mittwod
nachmittag ſtattfand, wurden große Stücke von Keſſeln und Gaſometert
im Umkreis von einer Meile fortgeſchleudert. Die Straßen glichen
Schlachtfeldern. Das Feuer, das durch die Exploſion hervorgerufel
wurde, zerſtörte eine Wollſpinnerei und eine Kornmühle. Viel
Schulkinder, die ſich auf dem Nachhauſeweg befanden, wurden
getötet und verwundet. Einer der Beſitzer der Fabrik iſt als Leid
verſtümmelt unter den Trümmern gefunden worden. Der weſtlich
Teil der Stadt iſt faſt völlig zerſtört zwei Gasanlagen flogen in di
Luft. Die benachbarten Städte Dukinfield und Stalybrids
wurden in Brand geſetzt durch brennend aufgeflogene Teerfäſſer, di
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amts vom 3. Oktober 1916 veziehe, die die Bewirtſchaftung von Jugendbewegung eintreten“. zuerſt die Gasanſtalt von Dukinfield zur Exploſion brachten. Kreſſe chal
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